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Deutſchland. 
9. C. Landtags⸗Verhandlungen. 


44. Sitzung des Abgeordnetenhauſes (vom 14. April.) 

10 Ubr. Am Miniſtertiſche Graf zu Eulenburg, Geheimer Rath Perſius. 

Vom Finanz⸗ und Handelsminiſter iſt ein Geſetzentwurf, betreffend die 
Belheiligung des Staates an dem Unternehmen des Baues einer Eiſenbahn 
von Neu⸗Münſter nach Tönning eingegangen. 1 

Das Haus ſetzt die zweite Berathung des Entwurfs der Propinzial⸗ 
ordnung fort, die geſtern vor dem fünften Abſchnitt (§ 95—105): Von 
den Provinzialbeamten ſtehen geblieben war. 

§ 95 lautet: „Zur Wahrnehmung der laufenden Geſchäfte der commu ⸗ 
nalen Provinzialverwaltung wird ein Landesdirector (Landes haupt- 
mann) beſtellt, welcher von dem Provinziallandtage auf mindeſtens ſechs bis 
höchſtens zwölf Jahre zu wählen iſt. 5 

Der Landesdirector (Landeshauptmann) bedarf der Beſtäti⸗ 
gung des Königs. Wird die e e nerjand, ſo ſchreitet 
der Propinziallandtag zu einer neuen abl. Wird auch dieſe 
Wahl nicht beſtätigt, ſo kann der Miniſter des Innern die commiſſariſche 
Verwaltung der Stelle auf Koſten des Provinzialverbandes anordnen. Das⸗ 
ſelbe findet ſtatt, wenn der Provinziallandtag die Wabl verweigert oder den 
nach der erſten Wahl nicht Beſtätigten wieder wählt. 

Die commiſſariſche Verwaltung dauert ſo lange, bis die Wahl des 
Provinziallandtages, deren wiederholte Vornahme ihm jederzeit zuſteht, die 
Beſtätigung erlangt bat. erh] 

Der Provinzialausſchuß ift berechtigt, zur Uebernahme der commiſſariſchen 
Verwaltung geeignete Perſonen in Vorſchlag zu bringen. 

bg. v. Heereman n beantragt Alinea 1—3 zu ſtreichen oder für den 

Fall der Annahme der geſperrten Worte des Alinea 2 den folgenden Sätzen 
die Fudpunzel geben: „Wird auch dieſe Wahl nicht beſtätigt, ſo verwaltet 
der Provinzialausſchuß durch ein aus ſeiner Mitte gewähltes Mitglied pro⸗ 
viſoriſch die Geſchäfte des Landesdirectors. Daſſelbe findet ſtatt, wenn der 
rovinzial-Landtag die Wahl verweigert, oder den nach der erſten Wahl nicht 
geſtätigten wieder wählt. Die proviſoriſche Verwaltung dauert jo lange, 
bis die Wahl des Propinzial⸗Landtages, deren wiederholte Vornahme ihm 


jederzeit zuſteht, die Beſtätigung erlangt hat“, und das dritte Alinea zu 


ſtreichen. h 

Abg. Schlüter ſchlägt folgende Faſſung des § 95 vor: „Die Wahrneh⸗ 
mung der laufenden Geſchäfte der communalen Provinzial⸗Verwaltung erfolgt 
in Gemaßheit eines vom Provinzial-Landtage feſtzuſtellenden, der landesherr⸗ 
lichen Genehmigung unterliegenden Statutes, welches in Betreff der Dienſt⸗ 
vergehen der Propinzialbeamten Vorſchriſten aufzunehmen hat, die dem § 105 
dieſes Geſetzes entſprechen. 

Der Prpvinzial⸗Landtag kann als oberſten Provinzialbeamten einen Lan⸗ 
desdirector (Landeshauptmann) beſtellen. Derſelbe iſt auf mindeſtens ſechs 
und böchſtens zwölf Jahre zu wählen; er will an Stelle der Alinea 2—4 
folgenden § 958 einfügen: „Der Landesdirector (Landeshauptmann) bedarf 
der Beſtätigung des Königs. Wird die Beſtätigung verſagt, ſo ſchreitet der 
Provinzial Landtag zu einer neuen Wahl. Wird auch dieſe Wahl nicht be⸗ 
ſtätigt, jo kann der Minister des Innern die commiſſariſche Verwaltung der 
Stelle auf Koſten des Provinzialverbandes anordnen. Daſſelbe findet ſtatt, 
wenn der Provinzial⸗Landtag die Wahl verweigert oder den nach der erſten 
Wahl nicht Beſtätigten wieder wählt. Im Falle einer Verſagung der Be⸗ 
ſtätigung ſind die Gründe derſelben anzugeben. Die commiſſariſche Verwal⸗ 
tung dauert jo lange, bis die Wahl des Propinzial-Landtages, deren wieder⸗ 
holte Vornahme ihm jederzeit zuſteht, die Beſtätigung erlangt hat. Der Pro⸗ 
vinzialausſchuß iſt berechtigt, 7 Uebernahme der commiſſariſchen Verwaltung 
geeignete Perſonen in Vorſchlag zu bringen.“ 

Abg. v. Heeremann: Ich kann keinen zureichenden Grund für ein Be⸗ 
ſtätigungsrecht der Regierung gegenüber dem gewählten Landesdirector fin» 
den, da ſeine Thätigkeit keine Geſchäfte der allgemeinen Landesverwaltung, 
wie z. B. Polizeiverwaltung, Militär-, Steuer-, Kirchen⸗ und Schulangele⸗ 
genheiten berührt, ſondern nur eine wirihſchaftliche Bedeutung hat und ihre Di⸗ 
rective durch den Provinzialausſchuß erhält, in welchem bei allen allgemei⸗ 
nen Landesan a dur der Oberpräſident den Vorſitz führt. Die Provinz 
bat ſelbſt ein Suter e daran, daß ein in jeder Beziehung erfahrener Mann 
gewählt wird, fie kennt auch die Perſönlichkeiten am beiten. Traut man ihr 
nicht zu, daß ſie einen geeigneten Mann findet, ſo darf man ihr überhaupt 
keine Selbſtverwaltung geben. Ein Beſtätigungsrecht der Regierung iſt um 
ſo weniger nöthig, als ihr die Kreis⸗ wie Probinzialordnung ein großes Ein⸗ 

riffsrecht durch das Beſtätigungs⸗ und Suspenſionsrecht dieler Beſchlüſſe, 
luflöſung des Provinziallandtags u. ſ. w. giebt. Man darf nicht der Re⸗ 
gierung die Möglichkeit geben, politiſche Rückſichten bei dieſer Beſtätigung 
walten zu laſſen, denn es muß jeder Hinblick auf politiſche Verhältniſſe aus 
dieſem Geſetze fern bleiben. — Die Befugniß des Miniſters des Innern, 
nach 5 Verſagung der Beſtätigung die commiſſariſche Verwaltung 
der Stelle anzuordnen, vernichtet das Prineip der Selbstverwaltung. Ich 
Wache deshalb vor, daß nach zweimaliger Verſagung der Beſtätigung der 
zrovinzialſchuß durch ein von ihm gewähltes Mitglied die Verwaltung über: 
nimmt. Das von dem Abg. Schlüter für den Provinzialausſchuß aue 


Vorſchlagsrecht der Perſon für die Uebernahme der commiſſariſchen Verwal⸗ 


tung iſt wertblos, weil die Regierung nicht gebunden ift, darauf Rückſicht zu] 


nehmen. 

Abg. Schlüter: Durch den der Beſtätigung der Regierung unterliegen: 
den Landesdirector, der nach zweimaliger Verſagung derſelben einfach durch 
einen Regierungs⸗Commiſſar erſetzt wird, in Verbindung mit dem Einfluß 
des Landraths, der Wahlen für den Provinziallandtag nach feinen Wünſchen 
durchſetzen wird, wird eine vollſtändige Bureaukratie geſchaffen; mag man 
alſo den Provinziallandtag entſcheiden laſſen, ob er ohne dieſe bureaukraliſche 
Inſtitution beſtehen kann oder nicht. Die Regierung wird auf das Beſtäti⸗ 
gungsrecht des Landesdirectors nicht verzichten, man muß alſo wenigſtens 
fordern, daß im Falle der Verſagung die Gründe angegeben werden. Wie 
ſolche Beſtätigungsrechte gehandhabt werden, hat man vielfach, beſonders in 
der Conflietszeit erfahren. Damals wurde z. B. einem Manne für ein com: 
mungles Amt die Beſtätigung verweigert, weil er einer Verſammlung präſi⸗ 
dirt hatte, die einen gefährlichen“ Menſchen auf ihren Schild gehoben hatte. 
Dieſer „gefährliche“ Menſch war der ſogenannte rothe Becker, jetzt Mit⸗ 
eit "in Herrenhauſes und Oberbürgermeiſter der heiligen Stadt Köln. 

eiterkeit. 

Geh. Rath Perſius: Die Staatsregierung will eine große Reihe von 
Angelegenheiten, welche bisher vom Staate verwaltet worden ſind, an die 
ln eebänbe abgeben. Ein Theil dieſer Angelegenheiten wird den 
ſtaatlichen Charakter auch in den Händen der Provinzialverbände behalten, 
an der Verwaltung des Chauſſeebaues, der Landesmelioration, der Heb⸗ 
ammen⸗Inſtitute wird der Staat auch F lebhaftes Intereſſe haben. 
Deshalb meint die Staatsregierung, auf die die Ans des Landes directors 
nicht verzichten zu können. Das Amendement des Abg. v. Heeremann, daß 
für den Fall der zweimaligen Nichtbeſtätigung der Provinzialausſchuß durch 
ein von ihm gewähltes Mitglied die Verwaltung übernimmt, macht den Vor⸗ 
behalt der Beſtätigung des Landesdirectors völlig illuſoriſch und iſt practiſch 
nicht wohl ausführbar, da einem Mitgliede des Provinzialausſchuſſes nicht 
ab iſt, auf längere Zeit ſich einem ſolchen Amt zu unterziehen. Der 


andesdirector iſt die fundamentale Inſtitution der ganzen Organisation, ihre i 


Herſtellung darf nicht don der Beſchlußnahme des einzelnen Provinzialland⸗ 
tags abhängig gemacht werden, was durch die Annahme des Amendements 
Schlüter 9 Alban würde. 

Referent Abgeordneter Miquel: Man wollte in der Commiſſion aus der 
Frage der Beſtäligung des Landes⸗Directors keinen casus belli mit der Re⸗ 
ierung machen, weil politiſche Gründe hier kaum einwirken können, da der 
andes⸗Director eine ſelbſtſtändige Stellung in der Drobingial:Berivaltung 
nicht hat, ſondern ſich nach den Beſchlüſſen des Provinzial⸗Ausſchuſſes zu 
richten hat, alſo das Beſtätigungsrecht auf den Gang der Geſchäfte ſelbſt 

icht einwirken rann. Wenn der Abg. Schlüter die 9 icht en an die 

ngabe von Gründen knüpfen will, jo iſt, wenn die zuläſſigen Gründe nicht 
geſetzlich feſiſtehen, das bloße Erforderniß der Gründe nichtsſagend, denn 
Gründe ſind bekanntlich fo billig wie Brombteren. 


auer 


§.95 wird unter Ablehnung aller Amendements unverändert nach den 
Beſchlüſſen der Commiſſion genehmigt; ebenſo die 88 95a—99, die von den 
Befugniſſen und der Amtsführung des Landes⸗Directors handeln, und § 100, 
der von anderen oberen Beamten handelt und beſtimmt, daß im Provinzial⸗ 
ſtatut dem Landes⸗Director beſondere Beamte beigeordnet werden können; 
das Statut ſoll ferner beſtimmen, welche Geſchäfte vom Landes⸗Director mit 
dieſen Beamten zuſammen erledigt werden müſſen. Die §§ 101—105 ent⸗ 
halten die Vorſchriften über die Bureau⸗, Kaſſen⸗, techniſchen ꝛc. Beamten 
der communalen Propinzial⸗Verwaltung und der Provpinzial⸗Inſtitute, ihre 
dienſtlichen und Disciplinar⸗Verhältiniſſe. Zu dieſem Abſchnitte wird folgende 
Reſolution des Abg. Rickert angenommen: 

Die Staats⸗Regierung aufzufordern, bezüglich der Ausführung der Vor⸗ 
ſchriften des § 104 der Provinzial⸗Ordnung das für die Anſtellung von 
Militair⸗Juvaliden bei Staats⸗Behörden geltende Verfahren eintreten zu laſſen. 

Der ſechſte Abſchnitt (SS 106 und 107) handelt von den Provinzial⸗ 
Commiſſionen, die für einzelne Angelegenheiten eingeſetzt und deren 
Zuſtändigkeit und Zuſammenſetzung vom Provinziallandtage beſtimmt werden 
ſollen. Der Be Kiſchke beantragt, daß die Commiſſionen ſtets unter 
Mitwirkung des Landesdirectors arbeiten ſollen; das Haus lehnt aber auf 
den Rath des Referenten Miquel dieſen Zuſatz ab, weil er die Arbeiten 
unnöthig erſchweren würde und genehmigt beide Paragraphen. 

Der ſiebente Abſchnitt ($ 108—122) enthält die Vorſchriften über den 
Provinzialhaushalt; darnach ſoll der Provinzialausſchuß den Etat ent⸗ 
werfen, der Provinziallandtag ihn feſtſtellen und durch die Amtsblätter ver⸗ 
öffentlichen; der Provinzialausſchuß und der Landesdirector haben dafür zu 
ſorgen, daß der Haushalt nach dem Etat geführt werde; der Landesdirector 
gebt die Zablungsanweiſungen an die Prodinzial⸗ (Landes-) Hauptlaſſe. 
Einnahmen und Ausgaben außer dem Etat dürfen nur unter Verantwortung 
des Provinzialausſchuſſes ftastfinden und bedürfen der Genehmigung des 
Provinziallandtages. Vier Monate nach dem Schluſſe des Rechnungsjahres 
muß von den einzelnen Kaſſen Rechnung gelegt werden, deren Reviſion dem 
Provinziallandtage obliegt. $ 112 handelt don der Ausſchreibung von 
Provinzialabgaben. Er lautet: „Der Provinziallandtag kann die Aus: 
ſchreibung don Provinzialabgaben beſchließen. Bis zum Erlaſſe eines beſon⸗ 
Ran Geſetzes über die Communalbeſteuerung gelten hierüber folgende Be⸗ 

immungen.“ a Ein 
Abg. Richter (Hagen) beantragt folgende Faſſung: „Der Provinzial⸗ 
landtag kann die Ausſchreibung von Provinzialabgaben beſchließen. Bis 
zum Erlaſſe eines beſonderen Geſetzes über die Communalbeſteuerung darf 
die Ausſchreibung 10 Procent des geſammten Aufkommens der directen 
Staatsſteuern nicht überſteigen. Es gelten über die Vertheilung und Auf: 
bringung der Provinzialabgaben folgende Beſtimmungen.“ In den fünf 
Probinzen, für die die Probinzialordnung gelten foll, werden etwas über 
1 Million Thaler Provinzialſteuern erhoben, 4½ Procent der ſämmtlichen 
directen Staatsſteuern, nach dem $ 112 kann das Fünf“ bis Sechsfache er⸗ 
boben werden. Bis zum Erlaß eines beſonderen Geſetzes über die Com: 
munalbeſteuerung eine ſo weit gehende Vollmacht den Provinziallandtagen 
I geben, muß auch dem bedenklich erſcheinen, der die von mir gehegte Be⸗ 
orgniß nicht theilt, daß die Provinzialbertretung eine einſeitige Intereſſen⸗ 
vertretung darſtellen wird. Durch meinen 8 8 wird die Vollmacht der 
Provinzialvertretung beſchränkt; dieſelbe würde aber immer noch mehr als 
das Doppelte der bisherigen Provinzialſteuern ausſchreiben dürfen. 

Abg. v. Benva erblickt in dem Antrage Richter eine Art Mißtrauens⸗ 
Votum für die Provinzialvertretungen; dafür, daß dieſe ſich nicht zu Extra⸗ 
vaganzen hinreißen laſſen, ſorgt auch § 127, der beſtimmt, daß Beſchlüſſe des 

rovinziallandtages in gewiſſen Fällen der landesherrlichen reſp. miniſteriellen 
enehmigung bedürfen. , g ** 

Abg. b. Heeremann: Die Regierung will die Selbſtverwaltung einengen, 
wenn die Landesvertretung auch noch anfängt, ſie einzuengen, wie der Antrag 
Richter bezweckt, ſo wird die Inſtitution vollftändig erdrückt. Die Prodinzial⸗ 
vertretungen werden eher ſparſam, als leichtſinnig ſein. 

Abg. Richter (Hagen) erblickt in der nach § 127 erforderlichen Zuſtim⸗ 
er ed Regierung zur Ausſchreibung von Provinzialſteuern über 25 Procent 
des Geſammtauſkommens an directen Staatsſleuern keine Garantie, denn 
die Anſichten der Regierung ſind ſchwankend. Die Sache iſt jo wichlig, daß 
ſie an die ae des Geſetzgebers zu knüpfen iſt. 

Abg. Rickert: Wenn man die für die Provinzen in Ausſicht ſtehenden 
Dotationen berückſichtigt, wenn man bedenkt, daß die Provin) Hannover 
bisher mit ihrer Dotation ohne Provinzialſteuern ausgekommen iſt, daß auch 
die Kreistagsmitglieder darüber wachen werden, daß die Belaſtung nicht zu 
groß wird, ſo iſt kein Grund, auf Schritt und Tritt zu erklären, man fürchte, 
daß die Provinzialvertretung ſo leichtſinnig wirthſchaften werde, daß ihr ein 
Rie . werden müßte. 

ef. Abg. Miquel: 


ſteuerung ſoll ſchon dem nächſten Landtag vorgelegt werden. Vor Erlaß 


Antrag Richter geſteckte Grenze erreicht werden, ſo würde die Folge der An⸗ 
nahme des Antrages ſein, daß die Provinzen zum Schuldenmachen veran⸗ 
laßt würden. 

§ 112 wird nach den Vorſchlägen der Commiſſion unverändert ange: 


inanzrath Rhode hielt es trotz dieſer Erörterungen für richtiger, 
Beſchlüſſe erſter Leſung, nach welchen bei der Generalvertheilung der 
Provinzialabgaben auf die Kreiſe die Grund⸗ und Gebäudeſteuer mündeten 
mit der Hälfte und boͤchſtens mit dem vollen Betrage desjenigen Procent⸗ 
ſatzes in Berechnung gezogen werden kann, mit welchen die Klaſſen⸗ und 
klaſſiſieirte Einkommenſteuer berechnet wird, die Gewerbeſteuer aber vorbe⸗ 
baltlih einer Specialbeſtimmung für die Gewerheſteuer der Klaſſe A. 1 ganz 
außer Berechnung gelaſſen werden kann, beizubehalten. f 


Zeitn 


Ein generelles Geſetz über die Communalbe⸗ 


deſſelben werden die Provinzen kaum Steuern auszuſchreiben brauchen; die 
Beſorgniſſe des Abg. Richter ſind alſo unbegründet. Sollte aber die in dem 


* 
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Exveditien: Herrenſtraße Nr. 20. Außerdem übernehmen alle Roft- 
Unftalten Beſtellungen auf die Zeitung, welche Sonntag und Montag 


einmal, an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. 


Donnerstag, ‚ben 15, April 18755 


Abg. Graf Wintzingerode erklärt ſich gegen die Vorſchläge der Com⸗ 
miſſion, während der Abg. Richter (Hagen) nur eine Modification derſelben 
für wünſchenswerth hält, aber die Vorſchläge als einen Compromiß der ver⸗ 
ſchiedenen Meinungen anzunehmen bereit iſt. — Das Haus tritt auch ledig 
lich den Commiſſionsvorſchlägen bei. 7 . i N 

Der § 118: „Mehr⸗ oder Minderbelaſtung einzelner Theile der 5 
§ 119: „Befreiung von den Provinzial⸗Abgaben“, und die §§ 120—122: 
„Reclamationen gegen die Ne den Provinzial⸗Abgaben“, werden 
von erhebliche Debatte genehmigt und iſt damit der zweite Theil des Geſetzes 
erledigt. 

Der dritte Theil handelt von der Aufſicht über die Verwaltung 
der Angelegenheiten der Provinzialverbände. Die Aufſicht wird a 
danach vom Oberpräſidenten, in höherer er vom Minifter gehandhabt; 
zu dieſem Zwecke iſt der Oberpräſident befugt, den Berathungen des Bro 
pinzial⸗Ausſchuſſes, des Bezirks⸗Ausſchuſſes und der Propinzial⸗Commiſſionen 
1 Beſchlüſſe derſelben, welche ihre Befugniſſe überſchreiten oder 9 

f 
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eſetze berlezen, von Amtswegen anzufechten. Beſchlüſſe des Provinzial⸗ 
Landtages über 1) den Erlaß von Statuten, 2) Mehr⸗ oder Minderbelaſtun⸗ 
gen einzelner Theile der Provinz, 3) Aufnahme von Anleihen, durch welche 
der Provinzialverband mit einem Schuldenbeſtande belaſtet oder der bereits 
vorhandene Schuldenbeſtand vergrößert werden würde, ſowie Uebernahme von 
Bürgſchaften auf den Provinzialverband, 4) eine Belaſtung des Provinzial⸗ 
verbandes durch Beiträge über 25 Procent des Geſammt⸗Aufkommens an 
directen Staatsſſeuern, 5) eine neue Belaſſung des Provinzialverbandes, ohne 

eſetzliche Verpflichtung, inſofern die aufzulegenden Leiſtungen über die nächſten 
unf Jahre hinaus fortdauern ſollen, bedürfen in den Fällen zu 1 der landes⸗ 
herrlichen Genehmigung, in den Fällen zu 2 und 3 der Beſtätigung des 
Miniſters des Innern, in den Fällen zu 4 und 5 der Beſtätigung der Mi⸗ 
niſter des Innern und der Finanzen. Der Genehmigung der zuſtändigen 
Miniſter bedürfen ferner die don dem Provinzial-Landtage für folgende Pro: 
vinzial⸗Inſtitute und Verwaltungszweige zu beſchließenden Reglement: 
1) Landarmen⸗ und Corrigenden⸗Anſtalten, 2 van Taubſtummen⸗, Blin 
den⸗ und Idioten⸗Anſtalten, 3) Hebammen ⸗Lehr⸗Inſtitute, 4) Provinzial. 
Hülfs⸗ und Darlehnskaſſen, 5) Verſicherungsanſtalten. 11 

Die SS 128 und 129 treffen Beſtimmungen für den Fall der Weigerung 
eines Provinztallandtages ſeine obliegenden Pflucbten zu erfüllen und für die 
Auflöſung deſſelben. Alle Paragraphen dieſes dritten Titels werden under 
ändert nach den Beſchlüſſen der Commiſſion angenommen. 7 

Der vierte Titel enthält die Schluß, Uebergangs⸗ und Ausführungs⸗ 
beſtimmungen. Nach § 130 ſoll die Provinzialordnung mit dem 1. Jan. 
1876 in Kraft treten, nach § 131 die Wahl der Mitglieder des Provinzial⸗ 
landtages noch in dieſem Jahre erfolgen. . 13 

§ 132 lautet: „Von dem im § 30 gedachten Zeitpunkte ab gehen die 
Rechte nud Pflichten der bisherigen propinzialſtändiſchen Verbände auf die 
nach § 1 dieſes Geſetzes gebildeten Provinzialverbände über. Die bisherigen 
provinzialſtändiſchen Ausſchüſſe und Commiſſionen bleiben bis zur anderwei⸗ 
ligen Beſchlußnahme der nach dieſem Geſetze gewählten Provinziallandtage 
über ihren Fortbeſtand und ihre Zuſammenſetzung in Wirkſamkeit“ 

Abg. Richter (Hagen) will einen Zuſatz machen, wodurch verhindert 
wird, daß die jetzigen Provinziallandtage, wie dies in der Rheinprovinz ge⸗ 
ſchehen, jetzt noch vor der Einführung der W einen Landes⸗ 
director wählen. In der Rheinprovinz iſt die Wahl des Grafen Villiers 
nur dadurch zu Stande gekommen, daß die Ritterſchaſt mit einer Minoritt 
der Landgemeinden die Städte und die Majorität der Landgemeinden über 
ftimmt bat. Abg. von Schorlemer⸗Alſt begreift nicht, wie man dem 
Provinziallandtage aus der Ausübung einer ihm geſetzlich zuſtehenden Br 
fugniß einen Vorwurf machen kann; zur Beruhigung des Vorredners be⸗ “Sa 
merkt er noch, daß die Wahl doch jedenfalls nicht beſtätigt werden würde; 
es ſei Übrigens ein Zeichen der Zeit, das ein zum Landesdirector gewählter 
Regierungspräſident die Beſtätigung der Regierung nicht erhalte. Uebrigens 
ſei es auch ein Irrthum, daß die Ritterſchaft mit einer Minorität der Land? 
gemeinden die Städte überſtimmen könnten; daß letztere ſcheine überhaupt 
in den Augen des Vorredners ein großes Verbrechen zu fein. Abg. Rich? 
ter bemerkt dagegen, daß er zur Ritterſchaft auch den Herrn⸗ und SPÜRT 4 
ſtand gerechnet habe, der ja nur die ultramontane Ritterſchaft höherer Dive 
nung ſei. — Die §§ 130 — 132 werden unverändert genehmigt. Desgleichen 
der § 132a, der die Beſtimmungen für die aus dem Verbande der Provinz 
Brandenburg ausſcheidende Reſidenz Berlin enthält. ö — 

Die §§ 134 — 136 enthalten einige Ausführungsbeſtimmungen, der erſte 
Paragraph beſonders über den Uebergang der Verwaltung der zur Zeit be⸗ 
ſtehenden beſonderen communalſtändiſchen Verbände, ſoweit ſie die Fürſorge 
für Landarme, Geiſteskranke, Taubſtumme, Blinde und Idiote vetrifft 
mit allen Rechten und Pflichten auf die Provinzialverbände. Ein hierzu vor⸗ 
liegender Antrag des Abg. Richter (Hagen), dazu auch noch die Hebe⸗ 
d den Wegebau und die Provinzialhilfskaſſen hinzuzufügen, 

ird abgelehnt; die Paragraphen unverändert angenommen. j 

Schließlich wird noch folgende Refolttion angenommen: Die Staatsregie⸗ 
rung aufzufordern, dem nächſten Landtage den Entwurf eines Geſetzes über 
die Kommunalbeſteuerung vorzulegen. 2 £ 

Der Referent Miquel empfiehlt die Annahme derſelben, weil es beſſer 
fei, den ausdrücklichen Wunſch des Hauſes zu konſtatiren, wenn auch die Re⸗ 

ierung zur Vorlage des Geſetzes ſich bereit erklärt habe. Abg. Dr. Naſſe 
pricht noch den Wunſch aus, die Regierung möge über dieſen Entwurf Mit: 
theilungen veröffentlichen; dieſer Weg hätte ſich ſchon mehrmals, beſonders 
bei der Reichsgeſetzgebung bewährt und empfehle ſich für ein jo ſchwieriges 
Geſetz wie das vorzulegende ebenfalls. ; 

Mit der Annahme dieſer Reſolution ift die zweite Berathung der Pro⸗ 
vinzialordnung beendet. 

Schluß 3% Uhr. Nächſte Sitzung Donnerſtag 12 Uhr. (Kleinere Ge 
ſetze. — Die erſte Leſung des Geſetzes, betreffend die den der Artikel 
15, 16 und 18 der Verfaſſung ſoll am Freitag ſtattfinden. a ; 

15. Sitzung des Herrenhauses (vom 14. Aprih). 

11 Uhr. Im Haufe ſind ungefähr 150 Mitglieder anweſend; die Tri⸗ 
bünen find dicht beſetzt. Am Miniſtertiſche beim Beginne der Sitzung: Dr, 
Leonhardt, Falk, Miniſterialdirector Dr. Förſter und Geheimrath Lu⸗ 
canus; ſpäter auch Camphauſen. N 

Auf der Tagesordnung ſteht die erſte Berathung des Geſetzentwurfs, be⸗ 
lreffend die Einſtellung der Leiſtungen aus Staatsmitteln für 
die römiſch⸗katholiſchen Bisthümer und Geiſtlichen. Vor dem 
Eintritt in die Generaldiscuſſion referirt General⸗Staatsanwalt Wever über 
eine Reihe zu dem Geſetze eingegangener Petitionen, unter denen die eben⸗ 
falls an das Abgeordnetenhaus gerichteten der Domkapitel von Breslau, 
Limburg und Köln wiederkehren, während eine weitere des Fuldaer Dom⸗ 


kapitels hinzugekommen iſt. a 5 
ch halte dieſe Vorlage 1 5 
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Graf Üdo zu Stolberg (für die Vorlage): 
ein nothwendiges Uebel, das die Maigeſetze im Gefolge haben mußten. 
fie einmal beſtehen, gab es nur zwei Wege: fie abzuschaffen oder auszufüh⸗ 
ren. Als Graf Brühl vor einem Jahre ihre Abſchaffung beantragte, habe 
ich gegen dieſen Antrag geſtimmt, weil ich die Abſchaffung für eine Unmög⸗ a 
lichkeit hielt, und ich halte mich deshalb für verpflichtet, zu ihrer Ausführung 
mitzuwirken. Dieſer Entſchluß iſt mir weſentlich durch die Haltung der ultra⸗ 
montanen Oppoſition erleichtert worden, und wenn ich 0 
Zweifel hatte, jo find dieſe durch die neueſte Eucyclica verſcheucht worden. 
Guſtimmung links.) Unſere ultramontane Oppoſition vergleicht ſich gern 
mit den Chriſten der erſten Jahrhunderte; zwiſchen beiden iſt jedoch ein ehrt 
großer Unterſchied: die erſten Chriſten erkannten das Staatsgeſetz an bis zu 
dem Punkte, wo es gegen Gottes Wort verſtieß, unſere Ultra montanen 
machen aber gar nicht den Verſuch, die Maigejege zu befolgen, jo weit e⸗ 
ihnen ihr Gewiſſen geſtattet, ſondern fie erklären, fie könnten dieſelben nichet 
anerkennen, weil fie nicht mit dem Papſte vereinbart ſeien. Damit iſt der 
Streit aus dem Gebiete des Gewiſſens in das der Macht verlegt worden, 
und ich habe keinen Zweifel, daß ich mich unter ſolchen Verhältniſſen auf die 
Seite des Staates in ftellen habe. 4 
Die Vorlage ſteht R in Widerſpruch mit dem Staatsvertrag von 
1821 — ich gebrauche dieſen Ausdruck abſichtlich, weil die Bulle de salute 
animarum materiell ein Vertrag iſt — aber dieſer Vertrag iſt hinfällig ge⸗ 
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wird ſie nachgeben. 


Lenne ich nicht an, die kenne ich im preußiſchen Staate gar nicht. 


worden, ſeit einer der Contrahenten ein anderer, ſeit der Papſt unfehlbar iſt, 

und die Biſchöfe zu bloßen Präfecten wee ſind. Der Weg der Ver⸗ 
handlungen mit der römiſchen Curie, welchen die Oppoſition verlangt, ift 
unmöglich; die einzige Möglichkeit, zum Frieden zu gelangen, liegt in der 
Hand der Biſchöfe: wenn dieſe nämlich unter ſonſtiger Anerkennung der 
Maigeſetze anzeigten, welche ſpeciellen Punkte ſie nicht zu befolgen vermöch⸗ 
Der Abg. Windthorſt (Meppen), der erſt neulich darauf hingewieſen, 
daß der Friede leicht wieder herzustellen ſei, würde ſich ein weſentliches Ver: 
dienſt um Staat und Kirche erwerhen, wenn er auf ſeinen Weg verweiſen 
wollte. Ich mache mir über die Wirkſamkeit des Geſetzes keine Illuſionen, 
aber ich kann dem Staate nicht zumuthen, eine Partei mit Geldmitteln zu 
verſehen, welche den Staat negirt. Alle Parteien ſind an der Wiederher⸗ 
ſtellung des Friedens gleich intereſſirt, am meiſten aber die conſervative, weil 
die Regierung durch den clericalen Widerſtand in Bahnen gedrängt worden 
iſt, welche wir für gefährlich und verderblich halten, Bahnen, auf denen wir 
die obligatoriſche Civilehe erhalten haben, auf denen wir binnen Kurzem auch 
die confeſſionsloſe Schule bekommen werden. Ich billige daher jedes Mittel, 
das geeignet iſt, den clericalen Widerſtand zu brechen und werde deshalb 
für das Geſetz ſtimmen. 

Graf Brühl bemerkt thatſächlich berichtigend, daß es keinem Biſchofe, 
noch ſonſt einem Katholiken, der ſeine fünf Sinne habe, eingefallen ſei, den 
Staat zu negiren. (Heiterfeit.) 

Graf zur Lippe (gegen): Bei der Berathung der Maigeſetze hat man 
ausgeſprochen: der Staat braucht der Curie nur die Zähne zu weiſen, ſo 
geber ch habe bereits damals das Gegentheil prophezeit. 

Was haben wir mit allen bisherigen Mitteln des Culturkampfes erreicht? 
Der Cultusminiſter ſelbſt hat erklären müſſen, der Widerſtand der katholi⸗ 
ſchen Geiſtlichkeit ſei nicht im Geringſten geſchwächt oder gebrochen; nur die 
Taktik babe ſich geändert. Wenn Fürſt Bismarck ausſprach, der Culturkampf 
habe wenigſtens den Erfolg gehabt, daß ſich die Anhänger der Regierung 
fefter um die Regierung ſchaaren, fo vergißt er, daß auch die Gegenpartei 
ih immer enger und feſter an einander ſchließt. So wird die Zwietracht im 
Lande geſteigert, den Haß der Unterthanen gegen einander immer mehr 
eſchürt und angefacht und das Mark des Landes allmälig durch die Fort⸗ 
fe eines ſolchen innerlichen Kampfes aufgeſaugt. Die Bulle de salute 
iſt als ein Staatsvertrag von dem Obertribunal ausdrücklich anerkannt. 
Einen ſolchen Staatsvertrag einſeitig im Wege der Geſetzgebung aufzuheben, 
85 völkerrechtlich ganz unzuläſſig. Der Vorredner meinte, die Perſon des 
einen Contrahenten habe ſich geändert, da der Papſt unfehlbar geworden. 
2 frage, Yale dann die Curie nicht im Jahre 1848 das Recht gebabt, 
ibrerſeits einſeitig den Vertrag aufzuheben, da der König durch die Ver: 
faſſung aus einem unbeſchränkten ein beſchränkter geworden? Dies Argu⸗ 
ment iſt alſo ganz hinfällig. Wir ſollen uns in dieſem Geſetze — die Mo⸗ 
Five Sprechen dies ausdrücklich aus — als einen Gerichtshof conſtituiren und 
ein Verdict fällen darüber, daß ſich beſtimmte Perſonen im Lande irgend 
welchen Verbrechens ſchuldig gemacht haben. Damit wird die natürliche 
Stellung der geſetzgebenden Factoren vollſtändig umgeſtoßen. Die Ultra⸗ 
montanen ſollen ſich durch die Nichtbefolgung der Maigeſetze gegen die 
Majeität der Geſetze vergangen haben. Majeſtät der Geſeze! Der Ausdruck 
klingt ſehr ſchön, ich aber erkläre dieſen Ausdruck für eine hohle Phraſe, 

r eine leere Abſtraction; es find das rein republikaniſche Floskeln. (Graf 

rühl: Sehr wahr! Unruhe.) 

Warum 11 075 wir die Geſetze? Weil des Königs Majeſtät ſie voll⸗ 
zieht. Der Majeſtät des Königs beuge ich mich, der will ich gehorchen; aber 
die Majeſtät des Geſetzes im Gegenſatz zur Majeſtät des nicht (un e) 

nruhe. 
Wir müſſen uns hüten, ein derartiges neues Dogma im Lande einzuführen; 
wir bringen damit nur eine allgemeine Rechtsverwirrung heevor. Die fran⸗ 
en wollte durch Entziehung der Geldmittel gleich⸗ 
falls die katholiſche Geiſtlichkeit zwingen, gegen ihr Gewiſſen den revolutio⸗ 
nären Geſetzen Gehorſam zu leiſten; ſie ſtellte die Geiſtlichkeit zwiſchen den 
Hunger und Meineid, wir ſtellen ſie mit dieſem Geſetz zwiſchen den Hunger 
und den Ungehorſam gegen ihre Oberen. Einen Culturkampf mit ſolchen 
Mitteln kann ich nur einen corrumpirenden und demoralifirenden nennen, 
aber ich nenne ihn keinen Culturkampf. Ich ſehe in der Fortſetzung und 
Wirkung dieſes Kampfes eine Stärkung der Demokratie, eine Stärkung der 
Aönigsfeindlichen Mächte und ein Hindrängen zur Republik. Ueber jene 
Maßregel der franzöſiſchen Nationalverſammlung gegen die Geiſtlichen 
urtheilt Mirabeau in einem Briefe: Wir haben außen Feinde genug und 
ſchaffen uns neue im Innern; wir haben einen König ohne Macht und 
einen geſetzgebenden Körper, der verwaltet, richtet, lohnt und ſtraft; welch 
ein Ende ſoll dies nehmen? Dieſe Worte find wie für uns geſchrieben. Das 
allerheiligſte Geſetz iſt die Stimme des Gewiſſens. Das Gewiſſen beugt ſich 
nicht vor weltlichen Geſetzen; und ich ſpreche es unverhohlen aus; mein Ge⸗ 
wiſſen verbietet mir, für dieſes Geſetz zu ſtimmen. 

Prof. Beſeler: Der Vorwurf der Verfaſſungsverletzung iſt dieſer Vor⸗ 
lage gegenüber unbegründet. Ich habe ſelbſt an der Feſiſtellung des Art. 15 
der Verfaſſung mitgewirkt und nie angenommen, daß eine Sperrung der 
Temporalien nach demſelben unmöglich ſei. Nach der neuen Faſſung dieſes 


Artikels iſt es aber ganz unzweifelhaft, daß die Kirche auch hinſichtlich der 
Vermöoͤgensrechte der ſtaatlichen Geſetzgebung unterworfen iſt. Man hat ſo⸗ 
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die Preßcapläne von einem Mißtrauen der 
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Profeſſor Beſeler: Ich glaube, daß Niemand im Hauſe aus meinen 


dann aus der beſonderen Beſchaffenheit der Rechtsverhältniſſe, um die es] W. 


Ach bier handelt, einen Einwand gegen den Entwurf berzuleſten verſucht. 
Auf die Lehre von der rechtlichen Natür des Concordats werde ich hier nicht 
eingehen; hier handelt es ſich übrigens gar nicht um Concordate, ſondern 
um Circumſcriptionsbullen, hauptſächlich um die Bulle de salute animarum. 
Dieſelbe iſt durch Cabinets⸗Ordre vom 23. Auguſt 1821 als Stagtsgeſetz 
publicirt worden und deshalb auch der Abänderung durch die Geſetze des 
Staates unterworfen. Die citirte Cabinets⸗Ordre hebt ausdrücklich hervor, 
daß der Inhalt der Bulle den mit der Curie getroffenen Verabredungen ent 
dance. ieſe Verabredungen haben nicht den Charakter von vorläufigen 
Beſprechungen, ſondern Vertragsnatur und zwar gehören fie zu den völker⸗ 
rechtlichen, zu den Staatsverträgen, da der Papſt in ſeiner Eigenſchaft als 
geiſtliches Oberhaupt der katholiſchen Kirche, alſo auf Grund ſeiner inter⸗ 
nationalen Stellung contrahirt hat. Der Grundſatz von der Nothwendigkeit 
der Beobachtung der Verträge gilt für Staatsverträge nicht ohne Weiteres, 

ielmehr können die letzteren einſeitig gebrochen werden, wenn ihre weſent⸗ 


ichen Vorausſetzungen nicht mehr zutreffen und im Falle des Krieges, mag 
derſelbe formell erklärt ſein oder nicht. Beide Fälle liegen hier vor. Voraus⸗ 
ſetzung der Bulle de salute animarum war, daß der Papſt die Souveränetät 


des Königs und den in Preußen beſtehenden Rechtszuſtand im vollſten Um⸗ 
fange anerkannte. Dieſe Vorausſetzung iſt durch die Encyelica vom 5. Fer 
bruar gebrochen. Uebrigens befindet ſich der preußiſche Staat auch im that⸗ 
ächlichen Kriege mit der Curie, denn der Krieg kann nicht nur mit Hinter⸗ 
adern, ſondern auch mit anderen Mitteln geführt werden. Ein ſolches 
Mittel iſt jene Eneyclica, welche verfaſſungsmäßig zu Stande gekommene 
Geſetze des Staates für a Ir erklärt und zum Ungehorſam gegen die 
Geſetze auffordert. Einen 
allen Mitteln zurückweiſen. 
Mieiner Ueberzeugung nach iſt Preußen berechtigt, alle Verträge, die mit 
der Curie geſchloſſen find, zerriſſen hinzuwerfen und zu ſagen: wir halten 
ſie nicht mehr. Es iſt durchaus nicht an der Zeit, die preußiſche Staatsge⸗ 
walt und die preußiſche Krone als different zu bezeichnen; iſt doch der König 
der Hauptträger der geſetzgeberiſchen Gewalt. Ich balte es nicht für patrio⸗ 
tiſch, wenn man beruht, Zwietracht unter die Factoren der Geſetzgebung 
zu ſäen. Freilich ergreift die Vorlage harte Maßregeln, unter welchen auch 
mancher Unſchuldige leiden wird, doch ſind ſolche Maßregeln im Kriegszu⸗ 
ſtande nicht zu vermeiden. Der Staatsregierung iſt es nie eingefallen, ein 
Mißtrauen gegen das katholiſche Volk zu hegen und wenn die Preßcapläne 
das behauptet haben, jo iſt das eine bewußte Lüge. Ich wünſche lebhaft 
den baldigen Frieden, ſetze aber voraus, daß in dieſem Kampfe die Staats: 
idee ſiegen wird. Der Verfaſſer des Sachſenſpiegels, Ritter Eicke von Rep⸗ 
low, eutſchied die gelegentliche Streitfrage, ob eine Dekretale des Papſtes 
Innocenz III. Anerkennung in Deutſchland verdiente, obgleich fie mit dem 
deutſchen Rechte ſich im Widerſpruch befinde, dahin, daß dies nicht der Fall 
ſei, denn, ſagte er, „der 
und Lehnrecht kränkt.“ Dieſes kühne Wort wurde nach Rom berichtet und 
der Papſt ſprach ſein Verdammungsurtheil über den betreffenden Artikel 
des Sachſenſpiegels. Eicke von Repkow aber iſt immer in hohen Ehren ge⸗ 
blieben beim deutſchen Volke, er iſt ein ebenbürtiger Genoſſe Walthers von 
der Vogelweide. Ku Nebeneinanderleben der verſchiedenen Confeſ⸗ 
ſtonen iſt nicht die geringſte Exrungenſchaft des modernen Staats und dieſe 
wollen wir uns von den Pfaffen nicht wieder entreißen laſſen. Ich hoffe, 
daß wir Alle zuſammenſtehen werden in dem Kampfe für die germaniſche 
Freiheit, die deutſche Wiſſenſchaft und das deutſche Reich. (Beifall.) 
Graf Brühl; Der Vorredner ſagte, es ſei eine bewußte Lüge, wenn 
k ſpräch Ich babe daſſelbe wiederholt mean 0 möcht boch bn 
0 rächen. abe ehauptet und möchte doch hören, 
mich der Vorredner einer bewußten Lüge zeihen wird. 
Boten den Vorwurf einer bewußten Lüge gegen ſich hat entnehmen 
nnen. 


olchen frevelhaften Anfall muß der Staat mit] D 
den die katholiſche Kirche führe, ſei ein ſolcher, der im Intere 


gorit darf kein Recht ſetzen, wodurch er unſer Land⸗ f 


derartige Summen zu bewilligen, wenn 


geniß als wahr anerkennen müſſen. Gott jei 


Oberhauptes in der jüngſten Eneyklika offen dargelegt hat. Die evange 
Kirche erkennt die Geſetze des Staates an, und wo ſie es nicht thut, fin 


Kirche. Der Vorredner befindet ſich thatſächlich im 
meint, dieſe Geſetze ſeien auch gegen die evangeliſche t 
jetzige Augenblick iſt nicht dazu angethan, gegen die evangeliſche Kirche irgend 
etwas zu thun, ſondern die Entwickelung der 


ſelbſt anerkennt, daß der Artikel 15 in Bezu 


ausſetzungen feſtſtellt. Die erſte dieſer 
die ſein, daß man dem Geſetze gehorche. 


angenommenen Kirchengeſeße vom J t 
Entwurf wegen Aufhebung der Art, 15, 16 und 18 der Verfaſſung hat mit 
der heutigen Vorlage gar nichts 


Vicepräſident v. Bernuth theilt dieſe Auffaſſung und erklärt dieſen 
Zwiſchenfall für erledigt. . i ER 

Herr v. Kleiſt⸗Retzow: Als wir in die Bahnen der Maigeſetze hinein: 
. wurden, da beruhigte uns die Staatsregierung damit, daß dieſe 

eſetzgebung nur gegen einige eiſtliche Hitztöpfe, Polen, Ultramontane ze. ge⸗ 
richtet ſei, während die katho ische Airche dadurch nicht alterirt werden ſollte. 
Die Bulle de salute animarum aber berührt die Organiſation der katholi⸗ 
ſchen Kirche und die Mittel, welche der Staat nach dieſer Bulle gewährt, 
betreffen die ganze katholiſche Kirche. Hebt man dieſe Mittel auf, ſo fügt 
man nach meiner Meinung der ganzen katholiſchen Kirche einen Schaden 1 
man vollziebt einen Act der Feindſchaft und des Krieges gegen die Kirche. 
Wir müſſen uns deshalb um ſo ernſter fragen, auf welche Seite wir uns 
zu ſtellen haben, als die neue Vorlage, abweichend von den bisherigen Ge⸗ 
ſetzen, nicht die evangeliſche und katholiſche Kirche gemeinſam, ſondern nur 
die letztere betrifft. Zu dieſer gewiſſenhaften Prüfung muß uns auch ſchon 
die einfache Klugheit bewegen, der alte Satz: „Wo du nicht willſt, daß dich 
der Stiefel drückt, da hilf auch nicht, daß er anderen angezogen wird.“ Ich 
finde, daß ſich die evangeliſche Kirche vielfach in einer ähnlichen Lage befindet, 
wie die katholiſche. Der Brotkorb freilich, welcher bei der fatheliſden Kirche 
in eine unerreichbare Höhe gezogen werden ſoll, iſt zwar bei der evangeliſchen 
noch nicht in demſelben Verhältniß, aber, indem die Staatsregierung aner⸗ 
kennt, daß jene Summe im diesjährigen Etat, welche einen Zuſchuß für die 
Geistlichen auswirft, nur eine widerrufliche ſein ſoll, iſt der Cultusminiſter 
in der Lage, auch hier nach Belieben zu ſtrafen oder zu beloben. Auf dieſe 
Weiſe ſoll auch die evangeliſche Kirche gefügig gemacht werden, ihr tägliches 
Brot aus der huldreichen Hand des Cultusminiſters zu empfangen. Und 
wenn man ſieht, wie die evangeliſche Kirche nach der Civilehe, welche ihr 
eigentlich eine größere Selbſtſtändigkeit verſchaffen ſollte, es ſich gefallen laſſen 
muß, daß ihr eine Liturgie in Eheſachen aufgedrängt wird, die das Volk für 
ungenügend hält, ſo kann man nicht leugnen, daß die evangeliſche Kirche 
von der katholiſchen in Bezug auf Selbſtſtändigkeit und Disciplin, welche ihr 
trotz alle Irrthümer auch nach der Reformation erhalten geblieben iſt, noch 
viel zu lernen hat. N f 2 
ft denn der Irrthum, daß wir uns in unſerer Kirche directe Leugner 
der Gottheit gefallen laſſen müſſen, nicht ein a fundamentaler? Der 
Kampf der katholiſchen Kirche um ihre Selbſtſtändigkeit kommt der evange⸗ 
liſchen mit zu und ich habe die feite, Ueberzeugung, daß Gott der Herr die 
Abſicht hat, durch das Feuer, welches er über fie ausſchüttet, auch die evan⸗ 
geliſche Kirche zu reinigen. Wenn man unter Hinweis auf die letzte Encyelica 
behauptet, der Papſt habe Schuld, ſo erkenne ich an, daß hier eine Ueber⸗ 
hebung des Papſtes vorliegt, die nicht ſehr für die Unfehlbarkeit ſpricht. 
Sollen wir nun aber ſolgern, daß wir unſererſeits ebenſo verfahren, mit 
Hintanſetzung aller Beſonnenheit und Gerechtigkeit? Ich halte das Beginnen, 
den Staat in zwei feindliche Parteien zu zerreißen, ihn nach jeder Richtung 
bin zu verwüſten und zu zerklüften, für ein zweiſchneidiges Schwert, durch 
welches auch der Staat getroffen wird. Durch dieſe Geſezgebung ziehen Sie 
das ganze katholiſche Volk mit in dieſen Kampf und dieſe Entziehung mate⸗ 
rieller Mittel wird ſchließlich der katholiſchen Kirche nicht zum Schaden ges 
reichen. Die Geſetzgebung, wie ſie uns vorliegt, nenne ich nicht ein Uebel, 
ich nenne ſie nicht hart, ſondern für mich iſt ſie geradezu ein Unrecht, das 
egen den Artikel 15 der Verfaſſungsurkunde berftößt. Artikel 15 hat die 
8 Beſtimmung: die Kirche bleibt im Beſitz und Genuß ihrer Fonds. 
Dies Geſetz, welches ihr dieſe Fonds entzieht, bedingt damit eine Verfaſſungs⸗ 
änderung, ſo lange die verfaſſungsmäßige Garantie für dieſe Jef beſteht. 
Ich kann mich nicht zu der Theorie bekennen, als ob die Feindſchaft, in 
welcher die katholiſche Kirche jetzt zum Stagte ſteht, die verfaſſungsmäßige 
Pflicht des letzteren aufgeboben hätte. Ich habe auch den Eindruck, als ob 
das allerneueſte Geſetz über die Verfaſſungsänderung uns beweiſt, daß die 
Regierung ſelbſt wegen ibrer Maßregeln große Bedenken hat. Dies Geſetz 
exiſtirt aber für uns noch nicht und ich will bier nur bemerken, daß es ſehr 
wunderbar iſt, wie leicht die Liberalen 1 nach dem Wunſche der Regierung 
viele ihrer Lieblings⸗Ideen aufgeben. as die rechtliche Seite der Frage 
betrifft, ſo halte auch ich die Bulle de salute animarum nicht für ein Con⸗ 
cordat, ja gehe ſogar noch weiter, als Herr Profeſſor Beſeler und fteife mich 
auch nicht auf ihren Charakter als Staatsvertrag, behaupte aber, daß dieſe 
Bulle ein Statut der katholiſchen Kirche iſt, deſſen Aufhebung nicht ein Act 
der Geſetzgebung, ſondern die Ausübung eines Hoheitsrechtes des Staates 
iſt, mit dem nir nichts zu thun haben. | ; 

Allerdings iſt es bei Erlaß dieſes Statuts eine ſelbſtverſtändliche Voraus⸗ 
ſetzung geweſen, daß 1a die katholiſche Kirche den Staatsgeſetzen unterwirſt, 
aber ebenſo unzweifelhaft iſt der Satz, daß derjenige, der ſich den Staats⸗ 
geſetzen nicht unterwirft, keine Exiſtenzberechtigung im Staate hat. Wenn 
dieſer einfache Fall vorläge, würde, wie ich meine, der Staat die Religions⸗ 
Geſellſchaften einfach nicht mehr dulden. Hier kommt aber ein anderer e 
in Frage. Eine Vorausſetzung des unbedingten Gehorſams iſt es, daß der 
Staat die Gewiſſen der Katholiken nicht bedrückt; die Katholiken behaupten 
dies und ich behaupte es mit ihnen, denn ich meine, der Widerſtand der 
Katholiken iſt nichts anderes, als wenn die Mennoniten die Ableitung der 
Militärpflicht verweigern. Allerdings beſtehen in anderen Ländern ähnliche 
Geſetze, aber ſie ſind bei uns mit dem Fleiße der Biene aus allen Ecken 
zuſammengetragen und ſo verklauſulirt worden, daß es für einen auf kirch⸗ 
lichem Boden ſtehenden Mann kaum möglich iſt, Ne nicht zu verſtoßen. 

enn in den Maigeſetzen ſchon Vieles vorhanden iſt, das weit über das 
Ziel deſſen hinwegſchießt, was der Staat zu fordern berechtigt iſt, jo dürfen 
wir der Regierung nicht noch ſchärfere Mittel in die Hand geben. Was ich 
bei den Maigeſetzen vorausgeſetzt habe, iſt eingetroffen: Sie haben keinen 
Erfolg gehabt. Dies liegt daran, daß geiſtliche Dinge ſich nicht mit Gewalt 
ordnen und beſeitigen laſſen und daß man die Macht der Kirche viel zu ge⸗ 
ring anſchlägt. Aus der Partei, die für die Kirchengeſetze ſtimmt, ſoll mit 
aller Gewalt eine Partei der „achtbaren Leute“ conſtruirt werden; ich halte 
es nicht für möglich, eine Partei zu gründen, die ſich „reichsfreundlich und 
deutſch“ nennt, wenn ſie durch ihre Thätigkeit den Staat zerreißt, zerſplittert und 
zerklüftet, oder eine Partei, welche den Culturkampf durchführen will, ohne 
daß ſie die Chriſtlichkeit auf ihre Fahne ſchreibt. Der Ruf „Mit Gott für 
König und Vaterland!“ iſt in dieſem Kampfe nur dann am Platze, wenn 
man die Katholiken zugleich für Feinde Gottes, für Feinde des Königs und 
des Vaterlandes ausgeben will, und das vermag ich meinerſeits nicht, ob⸗ 
gleich auch ich treu an dem Spruche halte: „Mit Gott für König und Vater⸗ 
land!“ (Während dieſer Rede iſt Fürſt Bismarck ins Haus eingetreten.) 

Cultusminiſter Dr. Falck: Der Vorredner meinte, es werde der evan⸗ 
geliſchen Kirche in Folge dieſer Geſetzgebung in gleicher Weiſe ſchlecht er⸗ 
gehen, und er wies dabei hin auf die Widerruflichkeit der ihr im diesjäh⸗ 
rigen Etat gewährten c ere e Widerruflich heißt doch aber weiter 
gar nichts, als daß es ſich hierbei um keine Rechtspflicht des Staates handle, 
und daß der Staat und der Miniſter insbeſondere nicht in der Lage iſt, 
ſie im Staatshaushalt verweigert 
werden; keineswegs aber iſt die Widerruflichkeit in irgend welche Beziehung 
zu den einzelnen Perſonen oder in das Belieben des Cultusminiſters geſetzt. 
er Vorredner wehrt ſich gegen dies Geſetz mit der Erklarung, der Kampf, 
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überhaupt und insbeſondere der evangeliſchen Kirche geführt werde. Ich 


habe ihm 7 früher einmal erwidert, daß er nur zu geneigt iſt, die evan⸗ 


eliſche Kirche mit der ſpeciellen Richtung zu verwechſeln, der er angehört. 
ach der heute gehörten Rede wird das Haus dieſe meine damaligen Worte 
ank ſteht die ebangeliſche 
irche heute nicht auf einem ſolchen Boden und kämpft nicht in ſolcher Weiſe, 

wie dies die katholiſche Kirche thut und durch die Stimme ihres hö 117 
iſche 

d es 
Gottlob nur Gelüfte Einzelner, aber nicht Beſtrebungen der ebangeliſchen 
i rrthume, wenn er 
irche gerichtet. Der 


Dinge zwingt uns, lediglich 
gegen die Uebergriffe des katholiſchen Clerus vorzugehen, und auf dieſen 
allein bezieht ſich auch die heutige Vorlage. Von einer Verfaſſungswidrig⸗ 
eit dieſer Vorlage kann um ſo weniger die Rede ſein, als der Vorredner 
\ auf den dort a en 

Genuß gewiſſe Modifikationen, er hätte Pol 1 7 ſollen, auch gewiſſe Vor⸗ 
orausſetzungen muß doch offenbar 
ie gegenwärtige Vorlage gebt denſelben Weg wie die vom Herrenhauſe 
ahre 1873. Der füngſt eingebrachte 


1 thun; am wenigſten iſt die Staatsre⸗ 
d 


ierung der Meinung geweſen, ſich durch dies nachträglich eingebrachte Ge⸗ 


en erſt den geſetzlichen Boden für die gegenwärtige Vorlage ſchaffen zu 


ſollen. 
Anſicht, daß beide Theile 
derſelben in Preußen vollſtändig bewußt geweſen find, es handelte ji 
um zwei einſeitige Acte, aber nicht um einen 


Bulle de salute betrifft, fo iſt die Staatsregierung der 
ſowohl die Curie wie der König ſich bei Au 115 
ter 
Vertrag. Indeß iſt dieſe 
anze Frage eine rein akademiſche, und von gar keiner practiſchen Bedeutung. 
enn auch wenn die Staatsregierung dieſen Act als einen Staatsvertrag 


Was die 


die preußiſche Regierung hat völlig 


völlig verloren. Was iſt denn di 


auffaßte, würde ſie keinen Augenblick Anſtand nehmen, ihn nach dem, was 
vorgegangen, nach den thatſächlichen Aufreizungen des einen Contrahenten 
zum Aufruhr und zum Ungehorſam gegen die Landes⸗Geſetze des ans 
anderen, und vor Allem nach der jüngiten Encyclica für aufgehoben und 
zerriſſen zu erklären. War alſo die Annahme der Bulle de salute ein 
Staatsvertrag, ſo iſt er von der gegneriſchen Seite zerriſſen worden und 
eie Hand, mit Maßregeln auf dem 
Wege der Geſetzgebung vorzugehen. Von der hier hervorgehobenen an + 
loſigkeit dieſer Vorlage bin ich perſönlich doch keineswegs jo ganz durch⸗ 
drungen, wie vom Vorredner angenommen wird, in der That aber iſt es 
wahr, daß die Würde des Staates bedroht ift und daß es nothwendig iſt, 
daß der Staat einer Cleriſei, welche dieſe Poſition gegen ihn eingenommen, 
nicht noch die Mittel gewährt, dieſen Widerſtand zu verſtärken. Die Auf⸗ 
rechterhaltung der Würde iſt in der Sache ſelbſt auch ein Erfolg. Das An⸗ 
ſehen des Staates würde in den Augen der Gegner ſelbſt aufs tiefſte ſinken, 
wenn der Staat dieſe Mittel weiter gewährt. Die Bemerkung des Grafen 
zur Lippe, daß die Staatsregierung die Majeftät des Königs der Majeſtät 
der Geſetze unterordne oder beide in Gegenſatz ſtelle, muß ich auf das Ent⸗ 
ſchiedenſte zurückweiſen. Der Graf zur Lippe iſt ein viel zu kluger Mann, 
als daß er nicht wußte, was er ſpricht, ich aber darf nach der parlamenta⸗ 
riſchen Sitte nicht rund die Folgerungen ziehen, zu denen ſeine Worte 
drängen, nur das kann ich ſagen, daß ſeine Aeußerungen entſchieden darauf 
berechnet waren, die erſten Diener des Königs bei Sr. Majeſtät und ander⸗ 
wärts zu verdächtigen und zu denunziren und das mit Bemerkungen, auf 
81 ri das Wort paßt, welches er bei dieſer Gelegenheit gebrauchte, mit 
Flosteln. 

Tribunalspräſident Dr. v. Goßler: Man muß den Tit. 11 Theil II. des 
Allgemeinen Landrechts nicht kennen, wenn man die Maigeſetze für etwas 
Unerhörtes ausgeben will, deſſen Befolgung das Gewiſſen verbietet. Die 
Grundſäte des Landrechts gehen weit über die Maigeſetze binaus, und es iſt 
keinem Biſchofe bis zur Emanation der Verfaſſung eingefallen dieſelben nicht 
anerkennen zu wollen. Sie enthalten alle die im jus mazestaticum circa 
sacra liegende Befugniſſe, unbeſchadet welcher die Bulle de salute animarum 
ihre ftaatlihe Sanction erhielt. In den Maigeſetzen lag daher nur eine be⸗ 
rechtigte und auch gerechtfertigte Revindication dieſer Majeſtätsrechte, keines⸗ 
wegs aber ein Eingriff in ein Dogma. Es handelte ſich dabei lediglich da⸗ 
rum, der katholiſchen Kirche eine politiſche Stellung anzuweiſen, wie ſie ſie 
Jahrhunderte lang in Deutſchland eingenommen hat, und noch heute in vielen 
deutſchen Staaten obne irgend welche Beſchwerde über Bedrückung einnimmt. 
Weshalb iſt ſolche in Preußen unerträglich? Sie werden uns Evangeliſchen 
das ſchwer verſtändlich machen. (Zuſtimmung.) Wenn Sie ſich auf die göͤtt⸗ 
liche Natur der Verfaſſung der katholiſchen Kirche 711 75 ſo antworte ich 
Ibnen: Jeder, der Geſchichte kennt, weiß, daß die katholiſche Kirchenverfaſſung 
nicht von Gott ſtammt, daß in den erſten drei Jahrhunderten von dem Pri⸗ 
mat des Papſtes keine Rede war. (Graf Brühl: an Die heutige Ber: 
faſſung mag von den Päpſten oder von Concilien gemacht fein, von Gott iſt 
fie nicht, und Sie können uns nicht zumuthen, ſie zu berückſichtigen, wenn 
dies mit der Souveränetät des Staates unverträglich ift. Ich verſpreche mir 
von dieſem Geſetze einen recht nachhaltigen Erfolg, denn ich hoffe, daß es da⸗ 
durch gelingen wird, einen Widerſtand zu beſiegen, welcher einer Auffaſſung 
feine Entſtehung verdankt, die in ihren Conſequenzen eben dem Staate den 
Verzicht auf die Hälfte ſeiner Souveränetät zumuthet. 

raf Brühl bemerkt facttſch berichtigend, die Lehre vom Primat des 
Papſtes beruhe auf dem Ausſpruche des Heiland's: Wahrlich, Du biſt Petrus 
und auf dieſen Felſen will ich aufbauen meine Gemeinde, und die Pforten 
der Hölle ſollen fie nicht überwältigen. . 

Graf v. Mielzynski proteſtirt gegen die geſammte kirchenpolitiſche Ge⸗ 
ſetzgebung, da dieſelbe die Katholiken in Conflict mit ihrem Gewiſſen bringe. 
Redner ſelbſt habe einmal im Gefängniſſe geſeſſen, obwohl er nie ein Ver⸗ 
gehen begangen, und nur die Maigeſetze übertreten habe. Dieſe letzteren 
hätten Zuſtände geſchaffen, welche bisher in der Geſchichte unerhört ge⸗ 
ler find. Jedenfalls werde das neue Geſetz feinen Zweck nicht erreichen, 
vielmehr den Geiſtlichen ein neuer Sporn ſein, treu zu ihrer Kirche zu 

en 


ſtehen. 
Frhr. v. Maltzahn: Ich habe bisher von meiner Redefreiheit den be⸗ 
Ae Gebrauch gemacht und in 6 Jahren meiner Mitgliedſchaft Ihre 
ufmerkſamkeit nicht E Minuten lang in Anſpruch genommen. Ich bin aber 
heute zum Reden gezwungen, weil die . von dieſer Seite (rechts 
bei dieſer Vorlage gegen mich ſprechen. enn ich aber mit Ihnen (links 
der Vorlage zuſtimme, ſo geſchieht es doch aus anderen Motiven, habe 
gegen das Aufſichtsgeſetz und gegen die Maigeſetze geſtimmt, weil ich an⸗ 
nahm, dieſelben ſchädigen das einzige Bollwerk gegen Rom, die evangeliſche 
Kirche. In unſerer materiellen Zeit wird ja jedes kirchenpolitiſche Geſetz als 
ein von der Regierung gegebenes Signal zur Loslöſung von der Kirche be⸗ 
trachtet. Und die Regierung hat für die evangeliſche Kirche bisher wenig 
gethan, die geringe Macht derſelben in ihrem Beſtande vielmehr noch ge⸗ 
ſchwächt, indem fie den kirchlichen Liberalismus nährte. Insbeſondere iſt 
man mit den neuen Synoden ſchlecht umgegangen, obwohl ich gehofft batte, 
auf denſelben werde endlich einmal wieder das Schwert der Reformation ge⸗ 
zogen werden. Der Herr Cultusminiſter hat ſogar geäußert, die anderen 
Synoden hätten ſich leidlich betragen, von der pommerſchen könne er nicht 
das Gleiche ſagen. Und doch iſt auf der letzteren nichts weiter verhandelt 
worden, als auf den übrigen. a 
Weitergehende Anträge einzelner Mitglieder kamen nach dem Einſpruch 
des „königlichen ce — ein ſolcher macht in Pommern einen ſehr 
großen Eindruck — nicht zur Verhandlung. Was nun dieſe Vorlage be⸗ 
trifft, fo iſt fie nach der Encyclica vom 5. Februar geradezu nothwendig ge⸗ 
worden. Ich verſtehe Küchenlatein und Kirchenlatein und muß behaupten, 
daß die Encyclica bebe offen den Ungehorſam gegen die Geſetze predigt. 
Sie übertrifft an Heberhebung noch das Unfehlbarkeitsdogma; der Papſt 
verlangt damit eine Nivellementsconceſſtion für eine directe Eiſenbahn von 
Berlin nach Canoſſa. Es beſteht eine wunderbare Gemeinſchaft zwiſchen der 
Fortſchrittspartei und dem Centrum; fie ſtimmen beide für eine Herabſetzung 
der Dienſtzeit. Fragen Sie einmal die Zierde des Herrenhauſes, den Feld⸗ 
marſchall Moltke, ob dies nicht die Wehrlozmachung des Vaterlandes bes 
deutet. Man hat für die Nothwendigkeit der Vorlage viele Geſetze ange⸗ 
lian für mich iſt nur die eine Geſetzesſtelle in dem Geſetze des preußiſchen 
uterthanen entſcheidend: „Du darfit keine Munition in eine fremde Feſtung 
legen.“ Man hat den Conſervativen inſinuirt, fie ſeien Römlinge; ich aber 
behaupte, je conſervativer Jemand iſt, deſto entſchiedener tritt er jetzt auf 
die Seite der Regierung. Nur muß die Regierung ſich auch dazu verſtehen, 
der evangeliſchen Kirche ihre Unterſtügung zu leihen. Sonſt mag fie ſich ihr 
Lob von den Juden und Griechen bolen, denen das Kreuz ein Aergerniß 
und eine Thorheit iſt, oder von Rom bei den Jeſuiten. } 
ART Bismarck: Ich will in dieſem Augenblick mehr in meiner Eigen⸗ 
ſchaft als Mitglied dieſes Haufes, wie als königlicher Staatsminiſter das 
Wort ergreifen. Ich kann es mir aber nicht verſagen, den Ausdruck herz⸗ 
licher Freude darüber laut werden zu laſſen, daß ich endlich einmal von der 
conſervativen Seite dieſes Hauſes ein freies, freudiges Bekenntniß zu uns 
ſerem Evangelium der Reformation gehört habe. Wäre dies Bekenntniß 
vor Jahren mit derſelben Beſtimmtheit hier ausgeſprochen worden, 5 dies 
Bekenntniß die Beſchlüſſe dieſes Hauſes, feiner evangeliſchen, conſervativen 
Stützen geleitet, es wäre der erſte 05 Beginn des Bruches zwiſchen 
mir und der conſervativen Partei damals bei Gelegenheit der Berathung 
des Schulauſſichtsgeſetzes pielleicht nicht eingetreten, es wäre vielleicht auch 
der Kampf mit der katholiſch⸗römiſchen Partei nicht jo heftig geworden, wie 
er thatſächlich geworden iſt, wenn es eben mehrere unter 7 gegeben 
hatte, eine Mehrheit unter der conſervativen Partei, die dem Gedanken Aus⸗ 
druck gegeben, die den Gedanken hätte hervortreten laſſen, daß uns unſer 
Cvangelium, unſere durch den Papſt bedrohte und gefährdete Seligkeit — 
ich ſpreche es als 25 570 Chrit aus — höher Reb als eine augen⸗ 
blickliche politiſche Oppoſition gegen die Regierung. Daß dies nicht geſchah 
— ich will die betreffenden Herren nicht nennen, aber ich klage ſie an, ſie 
haben der Politik das Evangelium untergeordnet. Das Bekenntniß jum 
Evangelium hat uns gefeblt; ich danke dem Vorredner, daß er demſelben 
einen ſo beredten Ausdruck gegeben ge es hat mich das mit herzlicher 
Freude erfüllt und es iſt das eine Brücke für mich, um alte Beziehungen 
zur conſervativen Partei, die nicht ohne ſchwere Verletzung für mich haben 
zerriſſen werden können, um die wieder anzuknüpfen. N kann Denjenigen 
nicht als Bundesgenoſſen betrachten, der fein evangeliſches Bekenntniß der 
Politik unterordnet. Wo es ſich um die Geſetzgebung handelt, da iſt es doch 
etwas ſehr gefährliches, jo zu verfahren, wie der Herr v. Kleiſt, der nur 
immer von der Kirche hier ſprach, die durch die gegenwärtige Geſetzgebung 
7 9 dal werden fol. Für ihn iſt allo die katholiſche Kirche 
ie Kirche. f 
„Ich nehme an, er ift nur unbewußt, aus einer gewiſſen zornigen Unzu⸗ 
friedenheit mit den gegenwärtigen Verhaltniſſen dazu gekommen, ſich anzu⸗ 
lehnen an alles das, was unſerem Staate, der voch unn 2 7 5 evangelisch 
iſt feindlich geblieben it, und alles als Bundeögenpfien in etrachten, was 
dem Evangelium entgegentritt; ihm geht dabei die epange iſche Erkenntniß 
e Kirche die katholiſche Kirche iſt der 
Bapit; und wenn Sie von den Rechten der katholiſchen Kirche ſprechen, fo 
drücken Sie ſich jedenfalls richtiger und zutreffender aus, wenn Sie jagen: 
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geh der Anſchauung hingeben, daß man die Rechte, die man der katholiſchen 
e bewillige, der katholiſchen Gemeinde zuertheile, das iſt aber jezt ein 
um. Wir alle find in der katholiſchen Dogmatik wenigſtens fo weit 
wandert, um zu wiſſen, daß alle die Befugniſſe, die der katholiſchen Ger 
5 7 zuertheilt werden, gar nicht exiſtiren, die Gemeinde iſt allenfalls und 
tens ein Stein in dem Pflaſter, worin die katholiſche Kirche ſteht, aber 
auf den Bau der Kirche felbit hat ſie gar keine Beziehung. Wir konnten 
die früher noch damit ſchmeicheln, daß wenigſtens preußiſche Unterthanen, 
lie preußiſchen Biſchöſe für uns die Rechte der Gemeinden und die katho⸗ 
de Kirche vertreten, der wir Recht eingeräumt batten; feit dem Vaticanum 
d er hat ſich der Papſt ſelbſt an die Stelle der katholiſchen Kirche geſetzt; 
le Biſchöfe ſind nur noch die Präfecten des Papſtes; er kann ſich an die 
telle eines jeden ſetzen, kann einen jeden abſetzen. Wir haben 
beleben, daß die Biſchöfe ihre eigene ſeſteſte 2 auf — 
es Papſtes bereitwillig aufgaben; ja, meine Herren, die Biſchöfe haben 
Nicht einmal mehr das Recht, etwas anderes zu denken als der Papſt. 
ibm Soldat im Gliede, der hat doch wenigſtens immer das Recht, wenn 
Bal halbrechts! befohlen wird, zu denke n, das iſt doch ein recht thörichter 
srl; aber ein Biſchof darf das jetzt nicht einmal mehr denken. Herr von 
u der immer von der Kirche allein ſpricht, wenn von der katholiſchen 
ie die Rede iſt, der mag ſich doch blos einmal die Frage ernſtlich vor⸗ 
egen, ob er für ſein Seelenheil nicht beſſer ſorgt, wenn er Katholik wird. 
b Ich weiß nicht, ob er ſich die Frage mal vorgelegt hat — ich wenigſtens 
abe ſie mir vorgelegt, aber verneint — jedenfalls aber wird er doch die 
Juſtitutionen der katholiſchen Kirche mehr geprüft haben, und wenn er, als 
e emaliger königlich preußiſcher Oberpräſident, dieſe Inſtitutionen fortwährend 
als „die Kirche“ in dieſem ſchweren Augenblicke des Kampfes hier verthei⸗ 
igt, ſo ſagt er ſich, in ſo fern er dies thut, von ſeiner ſonſt ſo bewährten 
e gegen König und Vaterland los, er jagt fih von unſerem Evangelium 
os und ſein Standpunkt ſteht nur als das Kehrbild deſſen vor Augen, was 
er Vorredner ſo eben zu meiner herzlichen Freude in offenem Bekenntniß 
zum Evangelium und zur. Wieverheritellung des Evangeliums geäußert hat. 
Folgen wir dem Papſte ſo geht für mich die Seligkeit verloren. Der unfebl⸗ 
are Papſt kann auch nicht, wie es Herr Graf Brühl hervorhob, als Nach⸗ 
felgen des Apoſtels Petrus anerkannt werden. Der Apoſtel Petrus war nicht 
5 ehlbar; er ſündigte und bereute nachher; von dem letzteren iſt aber bei 
em Papſte nichts zu bemerken. j 
Cultusminiſter Dr. Falk erwidert berichtigend dem Abg. v. Maltzabn, 
daß der Ausdruck, die pommerſche Synode habe 500 als ſein Feind entpuppt, 
225 die Thatſache bezeichnen ſolle, daß ſeine Beſtrebungen in der Synode 
eine Unterſtützung 1 Etwas Beleidigendes werde Niemand darin 
erblicken. Wer die Beſtrebungen des Miniſters nicht theilt, der iſt verpflichtet, 
e von ſeinem Standpunkte zu bekämpfen. 

Zur thatſächlichen Berichtigung bemerkt Graf Brühl: Der Papſt hat 
Helle auch ſeine Sünden bereut, aber ſchon ehe er Papſt wurde. (Große 

keit. 

Graf Brühl: Von allen Freunden des Geſetzes hat Freiherr von 
Malzahn am meiſten meine Sympathien; derſelbe hat offen feine Feindſelig⸗ 
keit gegen die latholiſche Kirche bekannt, das mag mit ſeinem evangeliſchen 
Glaubensbekenntniſſe zuſammenhängen. Daſſelbe führt zu der Conſequenz, 

aß die Katholiken in Preußen nicht geduldet werden dürfen, ſie müſſen 
mausgeworfen oder todtgeſchoſſen werden. (Heiterkeit.) Der Herr Miniſter⸗ 
Präfient bat ſich heute mit einer ſtaunenswerthen Offenheit als Feind der 
bel den Kirche bekannt und dabei eine höchſt bedauerliche Unkenntniß der 
katholiſchen Verhältniſſe bewieſen. Damit ich ihm dieſe nachwieſe, müßte ich 
ihn eigentlich in den katholiſchen Schulunterricht mitnehmen und den kleinen 
katholiſchen Katechismus auswendig lernen laſſen (Große Heiterkeit), denn 
bauch das Herausgreifen eines einzelnen Satzes aus der katholiſchen Lehre 
kann dieſer Beweis nicht geführt werden. Auffällig finde ich es, daß man 
immer nur gewiſſe Sätze der jüngſten Eneyclica citirt, und dabei gefliſſent⸗ 
lich den Satz zu überſehen ſcheint, in dem ausgeſprochen wird, daß dem 
Staate Gehorſam in allem dem 1 leiſten iſt, was der bürgerlichen Gewalt 
untergeben iſt. Für ungültig erklärt der Papſt alſo nur die Geſetze, welche 
das geiſtliche Gebiet berühren, das der Papſt für fi beanſprucht. - (Heiter: 
keit.) Es handelt ſich in dieſem Geſetze wiederum, die Grenzen zu ſchützen, 
welche der Staat einſeitig zwiſchen ſich und der Kirche leasen at. Man 
at aber mit den in den Maigeſetzen angedrohten Strafen nichts er⸗ 
reicht und wird auch mit dieſem Geſetze nur eine doppelte Beſteue⸗ 
rung der katholiſchen Unterthanen erreichen, die gern das bezahlen 
werden, was der Staat heute einzieht. Je 
dauert, deſto mehr wird er zur Verherrlichung der Kirche dienen. 
Ich verſichere Ihnen, die Maigeſetze werden aufgehoben werden und früher, 
als Sie glauben. M. H., ich bitte Sie, ſtimmen Sie, wie — wie Sie 


wollen (Große Heiterkeit), ich meine, Sie werden mich als Katholik nicht 


ſchmerzlich berühren, wenn Sie das Geſetz annehmen, aber als Preuße ſollte 
mir das ſehr leid thun. 8 . \ 
Fürſt Bismarck: Ich würde das Wort nicht ergreifen, wenn ich es 
nicht für nöthig hielte, einen von den vielen Irrthümern zu berichtigen, da⸗ 
mit nicht wieder eine ſolche Entſtellung daraus entſtehe, wie beiſpielsweiſe 
damals der verſtorbene Graf Schwerin, der mir die Worte in den Mund 
egt hat, die ich nicht geſagt habe: Nacht geht vor Recht. Es hat der 
orredner behauptet, ich hätte mich als einen Feind der katholiſchen Kirche 
Ku er hat behauptet, ich hätte mich als einen ſolchen bezeichnet. Das ift 
ein Irrthum, wie ich hoffe, ein unfreiwilliger, wenn es ein freiwilliger wäre, 
ſo wäre es in der That, wie noch Manches, was er in feinen Aeußerungen 
entwickelt hat, ein Reſultat der diſtoriſchen Ausbildung und des Unterrichtes 
im der Schule, wie er fie ae bat. Ich bin weit entfernt ein Feind der 
‚ Satpolifen oder der katholiſchen Kirche zu fein. Ich halte den Herrn Vor⸗ 
kedner, den Grafen Brühl, für einen viel größeren Feind der katholiſchen 
Kirche, jedenfalls für einen viel gefährlicheren. Er thut ihr viel größeren 
Schaden durch ſeine übertriebenen Anſprüche. Ich habe geſagt, der Herr 
don Kleiſt möge nicht vergeſſen, daß der Papſt ein Feind des Cvangeliums 
ſei, das war wenigſtens der Sinn meiner Theſis. Die Thatſache wird mir 
doch auch der Herr Graf Brühl nicht beſtreiten können, daß der Bapft! ein 
— — Evangeliums und nothwendig auch ein Feind des preußiſchen 
aates iſt. 
Wenn die päpſtlichen Glaubensartikel Geltung bekommen, die Graf Brühl 
fefthält und doch ſicher theilt, denn feine Seligkeit hängt davon ab, wenn der 
apſt vollſtändig zur Macht gelangt, daß er das thun kann, was er will, 
und fan Wille Geſetz auf Erden iſt, ſo ſind wir ja alle mit dem Syllabus 
und ſeinen Theſen bekannt genug, um zu wiſſen, daß conſtitutionelle Ein⸗ 
richtungen überhaupt nicht geſtattet ſind, daß dieſes Herrenhaus nicht möglich 
it und daß Graf Brühl ſich unvorſichtig zeigt, ſich daran zu betheiligen, daß 
die Preßfreiheit als etwas Verwerfliches proelamirt wird. Die Macht fehlt, 
aber wenn man ſie hätte, würden wir Ketzer ausgerottet werden. Die katho⸗ 
liſche Kirche hat noch ganz andere Mittel, fie confiscirt das Permögon des 
Ketzers, fie findet es nicht strafbar, wenn er Wende meuchlings erſtochen 
wird. Wenn ich einen ſolchen Vertreter der Nude der ſich für einen 
Vertreter der Religion der Liebe ausgiebt, als einen Feind des Evangeliums 
und des preußiſchen Staates bezeichne, fo iſt das trotz aller Reden des Grafen 
Brühl richtig. Die Wahrheit der Thatſachen, welche ich hier gebe, ſind fo alt, 
aß ich dem Herrn Grafen Brühl das wohlfeile Argument wiedergeben kann, 
er hat noch gar nicht gelebt, als das ſchon anerkannt war. 5 
„Um 4% Uhr wird nach Ablehnung eines Antrages auf Schluß der General⸗ 
discuſſion die Debatte bis Donnerstag 11 Uhr vertagt. 


Berlin, 14. April. [Amtliches.] Se. Majeſtät der König hat dem 
e Fürske zu Mainz den Königlichen Kronen⸗Orden dritter 

Se. Majeſtät der Katfer und König haben im Namen des Deutſchen 
Reiches den Kaufmann Denvs L Marc auf Samos zum Vice⸗Conſul des 
Deutſchen Reiches ernannt. 

Se. * der König hat genehmigt, daß der Kreisgerichts⸗Director 
Bein, 55 cee den in gleicher Eigenſchaft an das Kreisgericht zu Dillen⸗ 
urg verſetzt werde. 17 

Die bisherigen Militär⸗Intendantur⸗Secretäre Sachs vom IV., Göbel 
vom VI., Beutel vom IX. und Wendling vom III. Armee⸗Corps, ſowie 
der bisherige Regierungs⸗Secretariats⸗Aſſiſtent Lunitz und der. bisherige Re⸗ 
gierungs⸗Hauptkaſſen⸗Aſſiſtent Hennig, beide aus Potsdam, find zu Gehei⸗ 
men rebivirenden Calculatoren bei dem Rechnungshofe des Deutſchen Reichs 
ernannt worden. — Der bisherige Privatdocent an der Univerfität zu Bonn 
r. Arnold b. Laſaulx iſt zum außerordentlichen Profeſſor in der philojo: 
biſchen Facultät der Univerſität zu Breslau ernannt worden. — Der Maler 
wowig Barthold Schmidt iſt zum erſten Reſtaurator bei der Gemalde⸗ 
allerie der 1 . Muſeen in Berlin beſtellt worden. — Dem Muſik⸗ 
ebrer und Chor Dirigenten an ver großen Synagoge Iſidor Roſenfeld zu 
erlin iſt das Prädikat „Muſik⸗Director“ beigelegt worden. — Die bisheri⸗ 
en Regierungs⸗Secretarlats⸗Aſſiſtenten Buſſe aus Stettin und Wigand 
us Wiesbaden find zu Geheimen repidirenden Calculatoren bei der Ober⸗ 
echnungskammer ernannt worden. 4 5 
em F. J. Heilmann zu Berlin iſt unter dem 8. April 1875 ein 


länger dieſer Kampf 


die Rechte des Papſtes. Vor dem Unfehlbarkeitsconciel da konnte man ſich] Patent auf einen Apparat zum Anziehen der Stiefel ohne Hilfe der Arme 


auf drei Jahre ertheilt worden. 

Berlin, 14. April. (Se. Majeſtät der Kaiſer und König! 
empfingen heute zur Meldung Se. Hoheit den Herzog Wilhelm von 
Mecklenburg⸗Schwerin und den Oberſt⸗Lieutenant von Werner, Com⸗ 
mandeur des Schleswig⸗Holſtein ſchen Dragoner⸗Regiments Nr. 13, 
und nahmen den Vortrag des Geheimen Cabinets⸗Raths von Wil⸗ 
mowskt entgegen. 

Se. Majeſtät der Kaiſer und König gedenken Sich am nächſten 
Sonnabend, 17. d. Mts., von hier nach Wiesbaden zu begeben. 
Die Abreiſe erfolgt Abends 11 Uhr mit der Berlin⸗Potsdam⸗Magde⸗ 
burger Eiſenbahn, die Ankunft in Wiesbaden Sonntag Vormittags 
10 Uhr 50 Minuten. 

[Ihre Majeftät die Kaiſerin⸗Königin! beſuchte geſtern den 
Feldmarſchall Grafen Wrangel, um ihm zu ſeinem 92. Geburtstag 
Glück zu wünſchen. — Ihre Majeſtät war im Auguſta⸗Hoſpital an⸗ 
weſend. (Reichsanz.) 

O Berlin, 14. April. [Die kirchenpolitiſchen Vorlagen. 
— Der Kriegsminiſter. — Die Provinzialordnung.] Wie, 
zu erwarten war, widmet die „Prov.⸗Corr.“ ihren Leitartikel den 
neuen kiichenpolitiſchen Geſetzvorlagen und hebt beſonders hervor, daß 
die Eingabe der Biſchöfe gegen dieſelben eine arge Verletzung der 
Würde des Königs enthalte. In der That wird von den Biſchöfen 
ein Verhältniß der Krone zu den legislativen Vorlagen vorausgeſetzt, 
welches eben ſo wenig dem monarchiſchen Princip entſpricht, als es 
mit den perfönlihen Eigenſchaften unſeres Monarchen vereinbar iſt. 
Uebrigens conſtatirt die „Prov. Corr.“, daß es ſich nicht nur um lan⸗ 
desgeſetzliche, ſondern auch um neue Maßregeln auf dem Gebiete der 
Reichslegislative handelt. — Schon vor längerer Zeit tauchte das 
Gerücht von dem nahe bevorſtehenden Rücktritt des Kriegsminiſters 
auf, und jetzt wird es in Folge des Umſtandes, daß der Name des⸗ 
ſelben unter den Unterſchriften des Erlaſſes an die Biſchöfe fehlt, mit 
noch größerer Beſtimmtheit wiederholt. Nach Informationen aus zu⸗ 
verläſſiger Quelle hat aber die Nachricht eben ſo wenig jetzt als früher 
Begründung. — Die Berathungen des Abgeordnetenhauſes über die 
Provinzialordnung haben auch heute ihren Fortgang genommen. Der 
Verlauf der Verhandlungen über die wichtige Reformfrage iſt ein 
überaus befriedigender.“) Nicht blos, daß das Tempo der Be⸗ 
rathungen, jo weit die Verhältniſſe es geſtatten, ein ſchleuniges 
iſt, es muß auch mit Genugthuung hervorgehoben werden, daß 
über weſentliche Punkte, welche zu einem Stein des An⸗ 
ſtoßes zu werden drohten, eine Verſtändigung erzielt worden iſt, ſo 
über die Theilung der Provinz Preußen, über das Fortbeſtehen der 
Regierungsbezirke und über die Zuſammenſetzung der Provinzial⸗Land⸗ 
tage und Ausſchüſſe. Die „Prov.⸗Corr.“, welche heute über die jüngſten 
Verhandlungen berichtet, conſtatirt das ausſichtsvolle Fortſchreiten der⸗ 
ſelben mit größter Befriedigung und erklärt in ihrem Reſumé, daß 
die Zuverſicht auf ein Gelingen des Reformwerkes immer mehr wachſe. 
Man kann wiederholt noch hinzufügen, daß, nachdem im Abgeordneten⸗ 

auſe die Regierung in ihren weſentlichſten Forderungen die Unter⸗ 

gung der Majorität erlangt hat, und ſomit eine Verſtändigung 
hergeſtellt iſt, das Werk auch wohl ohne Anſtoß durch die Berathungen 
des Herrenhauſes gelangen werde. Es iſt anzunehmen, daß die Re⸗ 
gierung das im Abgeordnetenhauſe gewonnene Reſultat im Herrenhauſe 
entſchieden vertreten und auch dort eine Mehrheit gewinnen wird. 
Man hat in Zweifel gezogen, ob das der Fall ſein werde, da nicht 
nur eine Oppoſition von der äußerſten Rechten, ſondern auch von ein⸗ 


zelnen Beſtandtheilen der gouvernementalen Fraction zu erwarten ſei. P 


Allerdings werden in den Kreiſen der Burgermeiſter Forderungen unter: 
ſtützt, welche namentlich dem Intereſſen⸗Standpunkte der großen Städte 
entſprechen. Es ſteht aber feſt, daß gerade dieſe Elemente von der 
Nothwendigkeit der Reform auf dem Gebiete der Provinzial⸗Ordnung 
ſo durchdrungen ſind, daß ſie das Gelingen des Werkes nicht in Frage 
ſtellen werden. 

[Wahl.] Im 6. Königsberger Wahlbezirk (Pr. Holland Moh⸗ 
rungen) iſt an Stelle des Abg. von Ankum (nationalliberal), welcher 
ſein Mandat niedergelegt hat, der Mühlenbeſitzer Johann Muntau 
zu Kroſſen, confervativ, mit 147 Stimmen zum Mitgliede des Hau⸗ 
ſes der Abgeordneten gewählt worden. Der liberale Gegencandidat 
Andohr⸗Kroſſen hatte 137 Stimmen erhalten. Herr Muntau hat den 
betreffenden Wahlbezirk von 1866 bis 1873 vertreten. 

H. T. B. [Von der Entſendung des Grafen Moltke nach 
Rom! iſt Abſtand genommen. Ein Cabinetscourier iſt bereits mit 
einem Schreiben abgegangen, welches Baron von Keudell dem Könige 
Vletor Emanuel überreichen ſoll. 6 

Oeſterre ich. 

Innsbruck, 14. April. [Ihre K. K. Hoheiten der Kron- 
prinz] und die Frau Kronprinzeſſin des deutſchen Reichs und von 
Preußen haben heute Morgen Innsbruck verlaſſen. Dieſelben werden 
nach den bisher getroffenen Dispoſitionen den morgenden Tag am 
Gardaſee verweilen und Freitag Abend in Verona eintreffen. 

Troppau, 13. April. [Demonſtration.] Geſtern fand in der 
Eiſenbahnſtation Dielhan anläßlich der Abreiſe eines aus Preußen nach 
Olmütz flüchtenden Prieſters beim Zuge 536 eine großartige Demon⸗ 
ſtration durch eine große Menſchenmaſſe aus Preußen ſtatt, welche den 
Geiſtlichen begleitete. Obereonducteur Faber, welcher die Demonſtranten 
reglementmäßig zum Verlaſſen des Zuges aufforderte, entging den 
gröbften Inſulten nur durch die Flucht auf feinen Bremſerſitz. 


H. Breslau, 14. April. [ Handelskammer.“ Die heute abgehaltene 
VII. öffentliche Plenarſitzung wurde von dem Vorſitzenden, Commerzienrath 
Friedenthal, um 4 Uhr eröffnet. Zur Erledigung gelangten 

Hafenbau⸗ Project. Die hieſigen Schifferälteſten hatten im Februar 
d. J. an die Kammer das Erſuchen gerichtet: dahin wirken zu wollen, daß 
der Hafen auf Kletſchkauer Terrain erbaut werde. Die Verkehrs⸗Commiſion 
der Kammer empfiehlt: die reſp. Eingabe zurückzulegen. Herr Bülow weiſt 
in ſeiner Motivirung dieſes Antrages darauf 2 daß die Verkehrs⸗Com⸗ 
miſſion keinerlei Veranlaſſung habe, der Kammer zu empfehlen, von ihrer 
el dab U ei Anſicht, daß das Terrain der Zankholzwieſe geeigneter 
ei, abzugehen. 

Die ner beſchließt, die Petenten in dieſem Sinne zu beſcheiden. 

Weltausſtellung in Philadelphia. Zur Wahrung der Intereſſen 
deutſcher Ausſteller bei der Weltausſtellung in Philadelphia wird von Dr. 
H. Grothe in Berlin ein „Deutſches Bureau“ in Philadelphia errichtet. 
Daſſelbe wird aus Ingenieuren und Kaufleuten, welche mit den Ausſtellungs⸗ 
verhältniſſen an ſich und den amerikaniſchen Verhältniſſen vertraut ſind, zu⸗ 
. und bemüht ſein, unter Auſſicht der deutſchen Reichscommiſſion 
nach jeder Richtung hin die von ihm repräſentirten Ausſteller möͤglichſt er⸗ 
folgreich 2 vertreten. 0 8 

Die Verſammlung nimmt hiervon Kenntniß. y 
a oft. Von einer Bekanntmachung des kaiſerl. General⸗Poſtamts 


d. d. 17. März c. bezüglich der Erleichterungen bei der Bücher⸗, Landkarten⸗ 


) Das können wir nicht eben finden. D. Red. 


A 


Ehe eine definitive Begutachtung ſtattfindet, eine Umfrage bei den 
Handelsvorſtänden in Berlin, Magdeburg, Leipzig, Köln und Manheim 
darüber zu halten, wie hoch ſich dort die Lagergelder beim Tranſito⸗ 
Packhof belaufen, mit dem Hinzufügen der anderen aste ob der betr. 
Packhof Eiſenbahnverbindung habe, reſp. an der Waſſerſtraße liege? 

Aſſeſſor a. D. Friedenthal referirt Namens der Verkehrs⸗Commiſſion 
und empfiehlt deren Antrag zur Annahme. 5 

Conſul Molinari macht darauf aufmerkſam, daß der Punkt 2 des An⸗ 
trages des Vereins chriſtlicher Kaufleute einen t e ü 
Wunſche der Regierung entſpreche. Redner glaubt nicht, daß auf dieſen 
Antrag werde eingegangen werden können. 

Die Verſammlung ſtimmt dem Commiſſions⸗Antrage zu. 

Stettiner Ausnahme⸗Getreidetarif. Von einer größeren Zahl 
hieſiger Kaufleute wird der Handelskammer für das energiſche Vorgehen be⸗ 
züglich des vorgedachten Tarifs und dem Präſidenten der Kammer für feine 
eifrigen, erfolgreichen Bemühungen in dieſer Angelegenheit der Dank ausge⸗ 
ſprochen. Die Verſammlung nimmt Kenntniß. i 

Raumtarif. Auf die Zuſchrift der Handelskammer, betreffend die Hands 
habung des Raumtarifs bei Sendungen nach dem Elſaß ꝛc., erwidert das 
Reichs⸗Eiſenbahnamt unterm 27. März c.: „daß es den Beſtimmungen der 
betreffenden Tarife entſpricht, wenn die Fracht für das 200 Ctr. überſteigende 
Gewicht derſelben Wagenladung nach dem 1 Centner⸗ (bezw. Doppelcentner⸗ 
Satze der betreffenden Klaſſe berechnet wird. . 

Die Frage, ob es wirthſchaftlich gerechtfertigt und mit den Grundprinci⸗ 
pien des Raumtarifs vereinbar iſt, daß bei Geſtellung von Wagen größerer 
Tragkraft als 200 Centner das in denſelben Wagen bis zu deſſen Trag⸗ 
fähigkeit ferner verladen, 200 Centner überſteigende Gewicht derſelben 
Sendung nach einem höheren Satze, als die erſten 200 Centner zur Berech⸗ 
nung kommt, wird bei den bevorſtehenden Verhandlungen über die Einfüh⸗ 
zung eines einheitlichen Tariſſyſtems zur Erörterung gelangen.“ 

Referent Grunwald führt aus, daß die Kammer ihren Zweck, die Be⸗ 
hörde auf die unlogiſche Tarifirung aufmerkſam zu machen, erreicht find und 
keine Veranlaſſung zu weiteren Schritten habe. 

Die Kammer erklärt die Angelegenheit für erledigt. 

Beſchädigungen bei Gütertransporten. Die Königliche Direc⸗ 
tion der Oberſchleſiſchen Eiſenbahn erſucht die Kammer, ihr qualifieirte Sach⸗ 
verſtändige zu bezeichnen, welche bereit ſein würden, a Anſuchen der reſp. 
Güterexpedition ihre Gutachten bei vorgekommenen Beſchädigungen von 
Gütertransporten abzugeben. Es werden von der Kammer als ſolche Sach⸗ 
verſtändige in Vorſchlag gebracht: } 

1. ga: Getreide und Sämereien: G. Kopiſch, G. Michaelis, S. 
aſch, & Görlitz, P. Riemann, A. Kauffmann und J. Sadur. 
Für 


* 


olonialwaaren: G. Friederici, H. Straka, F. Neugebauer. 
Für Wein: O. Philippi, A. Lübbert. a 
Für Manufacturwaaren: P. Friedenthal (in F. Gebr. Frieden⸗ 
thal), S. Kauffmann, G. Patzky, Leo Sachs, A. Sachs. 
Für Papier: F. Schröder, Luſtig u. Selle. 

ür Möbel: O. Bauer, E. Neumeiſter, H. Hauswaldt. 

ür rohe Häute und Felle: S. M. Littauer, P. Henry. 

ür Wagen und Geſchirre: E. Dreßler, Th. Bernhardt. 

ür Maſchinen: H. Minſſen, J. Kemna, H. Lezius. 

eider, B. Langenhahn. 


— 
SS 


ür muſikaliſche Inſtrumente: H. Brettſchn 
11. Fir Kunſtgegenſtände: A. Lichtenberg, E. Karſch 
. Für Porzellan u. N . Wentzel, Fr. Zimmermann. 
13. Für Pelzwaaren: S. Schacher, O. Matthiab. 
14. Für Mehl: O. Anwand, N Herbig. 
15. 5 Spiritus u. dgl.: M. Sternberg, A. Grunwald, L. Galewsky. 
[4 


ür Oel: Dr. Cohn, E. Freyhan, W. Boltze. 
Für Pferde: C. Preuſſe, Th. Stahl, M. Eichborn. 
18. Für ieh: C. Ulrich. 
19. Ca Kohlen und Producte der Montan⸗Induſtrie: C. 


chierer, R. Caro. 
20. 8. h C. W. Handſchke, S. Freihan. 
9 uhn. 


ür Wolle, Flachs ꝛc.: 

ür Baumwolle ꝛc.: L. Cu 
22, Für Droguen, Chemikalien ꝛc.: Roſenbaum, P. Wolff. 5 

Flachsmarkt. Auf die Beſchwerde der Kammer wegen Verlegung des 

Flachsmarktes erwidert der Handelsminiſter im Einvernehmen mit dem Mi⸗ 
niſter für landwirthſchaftliche Angelegenheiten: „daß die für den (hieſigen) 
Flachsmarkt angeſtrebte Einführung des effectidel Handels über die ausge⸗ 
arbeitete und herangebrachte Waare ſelbſt — an Stelle des Abſchluſſes nach 
Probe — meinerſeits bei Berückſichtigung der concurrirenden landwirthſchaft⸗ 
lichen Intereſſen nicht mißbilligt werden kann, auch die zunächſt in dieſer Ab⸗ 
ſicht in Ausſicht genommene zeitliche Verlegung des Marktes an ſich zweck⸗ 
entſprechend erſcheint und die im Uebrigen gegen dieſe Verlegung erhobenen, 
ohnehin nur auf unſicheren Vorausſetzungen beruhenden Bedenken, zumal die 
Befosgniß vor unverhältnißmäßiger Erhöhung der Productionskoſten, umſo⸗ 
mehr zurücktreten müſſen, als ſie 5 das Intereſſe der Producenten⸗ 
kreiſe berühren und in dieſen nicht getheilt werden. f 


Die ferner beabsichtigte örtliche Verlegung des Marktes iſt eine nothwendige 


Conſequenz der erſteren Maßregel, indem das bisher benutzte Local nur 
allenfalls den Anforderungen eines Probemarktes genügt. Wenn an ſeine 
Stelle gerade die Räume der bei dem Marktverkehr auch anderweit ſelbſt 
betheiligten landwirthſchaftlichen Centralbank treten ſollen, ſo beruht dies zu⸗ 
nächſt darauf, daß andere geeignete Lokalitäten überhaupt nicht zur Ver⸗ 
fügung ſtehen. Uebrigens berechtigen die hierin unlängſt nach der örtlichen 
Verlegung des Wollmarktes gemachten Erfahrungen zu der Annahme, daß 
es bei den zu erwartenden geeigneten Vorkehrungen keine Schwierigkeiten 
bieten wird, eine ungeſtörte freie Entwickelung des Marktverkehrs auch 
Geenen jenen anderweiten Beziehungen der genannten Bank aufrecht zu 
erhalten. 

Referent, Fabrikbeſitzer Werther, ſpricht die Ueberzeugung aus, daß die 
Thatſachen wohl zu Gunſten der Kammer entſchieden werden, und daß dann 
die Kammer dem Miniſterium im Voraus ihre Anträge unterbreiten dürfte. 
Kaufmann Kauffmann empfiehlt, neben dem Waarenmarkte den ‘Bro: 
benmarkt fortbeſtehen zu laſſen und in dieſer Richtung bei dem Miniſterium 
vorſtellig zu werden. Der Referent weiſt auf die erſte Eingabe der Kammer 
bin, welche in dieſem Sinne ſich bereits ausgeſprochen. Dr. Eras theilt 
nicht die Meinung, daß die Regierung zwei Märkte, den einen im December? 
und den einen im März zulaſſen werde. Dieſe Maßnahme revolvirt ein 
Aufgeben des hieſigen Flachsmarktes zu Gunſten des Marktes in Conſtadt. 

Kaufmann Grunwald iſt der Ueberzeugung, daß die Landwirthſchaft 
ſich für den Probenmarkt im December entſcheiden werde, wenn ſie dafür 
intereſſirt wird. : 5 

Conſul Molinari empfiehlt, vor dem Eingehen auf den Antrag Kauff⸗ 
mann ſich über die Stimmung der Landwirthſchaft zu verſichern. 

Die Kammer beſchließt nach dem Antrage Kauffmann und nach dem 


Antrage Grunwald in Beziehung zu den Vertretern der Landwirthſchaft zu 


treten. 

Hiermit iſt die Tages⸗Ordnung erledigt. Vor Schluß der öffentlichen 
Sitzung bringt Herr Bülow in Anregung, eine beſondere Commiſſion zu 
ernennen behufs Vorberathung der neuen Gerichtsordnung. 

Hierauf tritt die Kammer in geheime Sitzung ein. 


Berlin, 14. April. Die Börſe machte auch heute auf der in den letzten 


Tagen eingeſchlagenen Richtung weitere Fortſchritte, wiewohl die allgemeine 
Phyſiognomie heute nicht jo animirt erſchien wie geſtern. Der Verfehr war 
beſchränkt und zeigte namentlich für alle ge eine Einbuße. 
Auch die älteren Effecten für Capitalsanlage haben e gerade nicht 
ihre Saiſon, da ſich dem Markte neue preiswerthe Waare bietet. In den 
Courſen, wie ſolche aus dem Verkehr hervorgingen, ſprach ſich aber hinläng⸗ 
liche Feſtigkeit aus. Die Notirungen konnten mehr oder weni er anziehen 
und nur zeitweiſe ſchlugen dieſelben in Folge vorgenommener Realiſationen 
eine weichende Richtung ein. Die etwaigen Schwankungen in den Courſen 
blieben in ganz normalen Grenzen und beeinträchtigten die Geſammtſtimmung 
der Börſe in keiner Weiſe. Die internationalen Speculationspapiere gewan⸗ 
nen erſt gegen den Schluß des Geſchäfts mehr Lebhaftigkeit. Oeſterr. Credit⸗ 
Actien und öſterr. Staatsbahn ſetzten zwar mit etwas niedrigeren Courſen ein, 
ſchließen aber, da ſich beſonders in der letzten Hälfte der zweiten Börſenſtunde 
die Tendenz ungemein befeſtigte, mit recht anſehnlichen Courserhöͤhungen; 
ſo gewannen Oeſterr. Creditactien dem geſtrigen Schlußcours gegenüber 
4 M. und Oeſterr. Staatsb. ſchließt unter einer gleichen Avance. Die größte 
Steigerung ſetzten Lomharden durch, die ſich überhaupt durch größere Feſtig⸗ 
keit von nfang on ausgezeichnet hatten, dieſelben ſchließen 10 M. über 
ihrer geſtrigen Schlußnotiz. Die localen Speculationseffecten erwieſen ſich 
recht Bit, wiewohl der Verkehr nicht ſonderliche Ausdehnung annahm. Disc. 
Commanditantheile gewannen erſt gegen Schluß mehr Leben; ſie notiren 
176,75, ult. 172—176, Dortmund. Union im Courſe gut behauptet 26, ult. 
25½— 26, Laurauh. 113%, ult. 112—111% —113. Die öſterr. Nebenbahnen 
blieben ſehr ruhig, behaupteten ſich aber im Allgemeinen recht gut. Galtzier 
und Oeſterr. Nordweſtb. gingen träge zu geſtriger Notiz um. Das Geſchaft 
in auswärtigen Staatsanleihen ließ eine lebhaſtere Bewegung vollſtändig 
vermiſſen, doch zeugt es für die auf dieſem Gebiete herrſchende 
Feſtigkeit, daß die Courſe ſich meiſt ohne Veränderungen behaupten 


Punkt enthalte, der einem 7 


konnten. Oeſterreichiſche Renten erfeuten ſich einiger Beachtung, ebenſo 
aauch 1869er Looſe, deren Cours ſogar etwas anzog. Italiener und Türken 
trugen trotz des geringfügigen Verkehrs eine recht feſte Stimmung. Ruſ⸗ 

ſiſche Werthe in guter Frage und theilweiſe anziehend. Preußiſche Fonds 
ſtill, aber behauptet; andere deutſche Staatsvapiere können eher feſt ge- 
nannt werden. Köln⸗ Mindener Prämien⸗Antheile auch wieder beſſer. 
1 Prioritäten waren ſtill und ließen zum Theil im Courſe nach. 

eſterr. Prioritäten begehrter, vorzugsweiſe Ungariſche Norvpoſtbabn, Al⸗ 
brechtsbabn und Dux⸗Bodenbach; Oeſterreichiſche Nordweſtbahn neueſter 
Emiſſton 89,50 bis 89,75. Auch für Ruſſiſche Prioritäten zeigte ſich mehr 

age. Auf dem Eiſenbahnactienmarkte war die Stimmung ebenfalls recht 
eſt. Die rheiniſch⸗weſtfäliſchen Bahnen gingen auch ziemlich lebhaft um. 
Für Potsda ner lagen von ſonſt gut unterrichteter Seite größere Kaufordres 
vor, auch Oberſchleſ und Görlitzer beſſerten ſich. Leichte Bahnen wurden 
wieder lebhaft gehandelt, Nahebahn notirt höher. Bankactien in ruhigem 
Verkehr. Hypothekenbanken, beſonders Preuß. Bodencredit, Preuß, Hypo⸗ 
thekenbank, Deutſche Hypothekenbank und Süddeutſche Bodencredit unter 
Courserböhungen beliebt, Berliner Bankverein beſſer, ebenſo Gothaer 
Grunderedit, Engliſche Wechslerbank gefragt, ohne Abgeber. Braun: 
ſchweiger Bank niedriger. Induſtrie⸗ Papiere in geringem Verkehr, 
Bauverein Königſtadt belebt und ſteigend, Flora ſtark angeboten, Glo⸗ 
bus, Admiralsgarten, Continental⸗Gas, Balt. Lloyd, Neuß und Schmidt 
lebhaft, Wöhlert anziehend. Bergwerke meiſt feſt, nur Arenberger und Tar⸗ 
nowitzer niedriger. — Um 2% Uhr: feſt, Credit 431, Lomb. 262, Franz. 
554, Disc.⸗Comm. 177, Dortm. Union 25%, Laura 114. (Banks u. H. -Z.) 


Telegraphiſche Courſe und Börſennachrichten. 
(Aus Wolff's Telegr.⸗Bureau.) 

Frankfurt a. M., 14. April, Nachmittags 2 Uhr 30 Min. [Schluß⸗ 
‚eourfe.] Londoner Wechſel 206, 20. Pariſer do. 81, 70. Wiener do. 183, 50. 
Böhmiſche Weſtbahn 176. Eliſabeihbahn 170. Galizier 213. Franzoſen 
275%. Lombarden“) 12844. Nordweſtbahn 140%. Silberrente 68%. Papier: 
rente 64%. Ruſſ. Bodencredit 91%. Ruſſen 1872 102%. Amerikaner 1882 
99. 1860er Looſe 117%. 1864er Looſe 307, 50. Creditactien“) 213%. Bank⸗ 
actien 871, 00. Darmſtädter Bank 143%. Brüffeler Bank 107%. Berliner 
Bankverein 83%. Frankfurter Bankverein 79%. do. Wechslerbank 79%. 
Deſterr.⸗deutſche Bank 86%. Meininger Bank 90%. Hahn ' ſche Effectenb. 1114. 

v.⸗Disc.⸗Geſellſchaft 80. Continental 84%. Heſſ. Ludwigsbahn —. 

berheſſen 73%. Raab⸗Grazer 83%. Ungar. Staatslooſe 175, 50. do. Schatz⸗ 
anweiſungen alte 94%. do. Schatzanw. neue 92%. Oregon Eiſenb. —. 

Rockford do. —. Central⸗Paciſic 83%. — Recht feſt. 

) per medio reſp. per ultimo. 

Speculationspapiere feſt, namentlich Lombarden. Bahnen und Banken 
meiſt beſſer. Anlagewerthe feſt. Geld flüſſig. 

Nach Schluß der Börſe: Creditactien 214%, Franzoſen 275%, Lombarden 
129%, Galizier —. 

amburg, 14. April, Nachmittags. [Schluß ⸗Courſe.] Hamburger 

St.⸗Pr.⸗A. 116%, Silberrente 69%, Eredit⸗Actien 213%, 1860er Looſe 118. 
Nordweſtbahn —, Franzoſen 688, Lombarden 321, Italien. Rente 70%, 
Vereinsbank 123%, Laurahütte 112, Commercienb. 85%, do. II. Em. 
—, Norddeutſche 147, Prov.⸗Dige. —, Anglo“ deutſche 445 do. neue 66. 
Dän. Landmbk. —, Dortmunder Union —, Wiener Unionb. —, 64er Aufl. 

7. —, 66er Ruſſ. Pr.⸗A. —, Amerikaner de 1882 93%, Köln. M. St.⸗ 

. 114, Age E. do. 117, Bergiſch⸗Märk. do. 87, Disconto 3%. — 
Zum Schluß etwas ſchwächer. 

Hamburg, 14. April. [Getreidemarkt.] Weizen loco und auf Termine 
1000 Roggen loco ſtill, auf Termine matt. en 126pfd. per April 
1 Kilo netto 188 Br., 187 Gd., per April⸗Mai 1000 Kilo netto 
188 Br., 187 Gd., per Mai: Juni 1000 Kilo netto 190 Br., 189 
Gd., per Juni ⸗ Juli 1000. Kilo netto 191 Br., 190 Gd., per Juli⸗ 
Auguſt 1 Kilo netto 192 Br., 191 Gd., per September ⸗ October 
1000 Kilo netto 193 Br., 192 Gd. Roggen per April 1000 Kilo netto 157 
Br., 155 Gd., per April⸗Mai 1000 Kilo netto 153 Br., 152 Gd., per 
Mai⸗Juni 1000 Kilo netto 150 Br., 149 Go., pr. Juni⸗Juli 1000 Kilo netto 
148 Br., 147 Go., per Juli⸗Auguſt 1000 Kilo netto 148 Br., 147 Gd., 

er Septbr. October 100 Kilo netto 148 Br., 147 Gd. Hafer ruhig. Gerſte 

till. Rüböl ſtill, loco 57, per Mai 56%, per Oktober per 200 So. 59%. 
Spiritus ftill, per April und per Mai⸗Juni 44%, per Juni⸗Juli 44%, per 

li Auguſt per 100 Liter 100 pCt. 45. Kaffee recht animirt, Umſatz 11,000 S. 

etroleum feſt. Standard white loco 12, 50 Br., 12, 30 Gd., per April 
12, 30 Gd., per Auguſt⸗December 12, 60 Gd. — Wetter: Wolkig. 

Liverpool, 14. April, Vormittags. [Baumwolle.] (Anfangsbericht.) 
Muthbmaßlicher Umſatz 12,000 Ballen. Underändert. Tagesimport 11,000 B., 
davon 4000 B. amerikaniſche, 7000 B. oſtindiſche. Amerikaniſche Verſchiffun⸗ 
gen unverändert. ? 

Liverpool, 14. April, Nachmittags. [Baum wolle.] -(Schlußberigt.) 

»Umſatz 14,000 Ballen, davon für Speculation und Export 2000 Ballen. 
Unverändert. Amerikaniſche Verſchiffungen „ theurer. 

„Middl. Orleans 8%, middling ameritaniſche 8, fair Dhollerah 5%, 
middling fair ER 4%, good middling 1 ae 4%, middl. Dhollerah 
4%, fair Bengal 0 fair Broach 5%, new fair Oomra 5%, good fair 
Faru 5%, er Midas 5, fair Pernam 8%, fair Smyrna 6%, fair 

gyptian 87%. 

ne 14. April, Nachm. 4 Uhr 30 Min. [Getreidemarkt! 
ge 08. 

Antwerpen, 14. April, Nachmittags 4 Uhr 30 Min. [Petroleum⸗ 
Markt.] (Schlußbericht.) Raffinirtes, Type weiß, loco 30% bez. und 
Br., per April 29% bez., 30 Br., per Mai 29% bez., 29% Br., per Sep⸗ 
tember 31 bez. und Br., per September⸗December 31% Br. Behauptet. 

Bremen, 14. April. [Petroleum.] (Schlußbericht.) Standard white 
loco 11 Mk. 80 Pf. Sehr feſt. 


Berlin, 14 April. [Productenbericht.] Roggen bei äußerſt be⸗ 
ſchränktem Verkehr auf Termine etwas matter. Waare iſt ſchwach offerirt 
und blieb preisbaltend, — Roggenmehl matt. — Weizen ſehr ſtill und 
im Werthe behauptet. — Hafer loco feſter, Angebot ſchwach, Termine un: 
beachtet. — Rüböl matter und um eine Kleinigkeit billiger verkauft. — 
Spiritus eröffnete flau, bejtätigte ſich aber wieder jo weit, daß gegen geftern 
keine weſentliche Aenderung beſtehen blieb. 

Weizen loco 162—198 NAchmk. pro 1000 Kilogr. nach Qualität gefor⸗ 
dert, pr. April — Rchmk. bez., pr. April⸗Mai 184—183 Achmk. bez., pr. 
Mai⸗Juni 185184 Rchmk. bez., pr. Juni⸗Juli 187 Rchmk. bez., pr. 

uli⸗Auguſt 189 Rchmk. bez., pr. Auguſt⸗September — Rchmk. bez., pr. 
eptember⸗October 1924 Rchmk. bez. — Gekündigt 14,000 Ctur. Kündi⸗ 
gungspreis 18344 Rchmk. — Roggen pro 1000 Kilo. loco 140-160 Rchmk. 
nach Qualität gefordert, ruſſiſcher 146 —152 Rchmk, bez., ordinärer ruſſi⸗ 
ſcher 140—142 Nchmk. bez., inländiſcher 150 —161½ Rchmk. ab Bahn bez., 
une inländiſcher — Achml. bez., defecter ruffiiher — Nchmk. bez., pr. 
Frühjahr 149% Achmk. bez., pr. Mai⸗Juni 148 Rchmk. bez., pr. Juni⸗Juli 
147147147 Rchmk. bez., pr. Juli⸗Auguſt 147—146% Rehmk. bez., 
pr. Auguſt⸗September — Rchmk. bez. — Gekündigt 4000 Ctur. Kündi⸗ 
ngspreis 150 Rchmk. — Gerſte loco 129 —179 Rchmk. nach Qualität ge⸗ 
ordert. — Hafer loco 157 — 190 Rchmk. nach Qualität gefordert, oſtpreu⸗ 
iſcher 166 —183 Rchmk. bez., weſtpreußiſcher 166—183 Rchmk. bez., ruſſi⸗ 
cher 163181 Rchmk. bez., ungariſcher und galiziſcher 159 —169 Rchmk. bez., 
pommerſcher 183 188 Rchmk. ab Bahn bez., mecklenburger 183 —188 Rchmk. 
ab Bahn bez., ordinärer ruſſiſcher — Rchmk. bez., pr. Frühjahr 177 Rchmk. 
nom. bez. pr. Mai⸗Juni 108 Rchmk. bez., pr. Juni⸗Juli 167 Amt. bez., 
pr. 1 — Amt. bez. — Gekündigt 1 Etur. Kündigungspreis 
177 Achmk. — Erbſen: Kochwaare 183-236 Achmk., Futterwaare 167 — 
172 Rchmk. — Weizenmehl Nr. 0 pr. 100 Kilo. Br. unverſteuert incl. 
Sack 25,30 — 24,50 Achmk., Nr. 0 und 1 24—22,50 NAhmt. — Roggenmehl 
Nr. 0 22,25— 21,25 Achmk., Nr. 0 und 1 20,25 — 19,25 Nehmt. bei — Rog⸗ 
genmehl Nr. O und 1: pr. April — Rchmk. bez., pr. April⸗Mai 20,20 Rchmk. 
bez., pr. Mai⸗Juni 20,50 Ahmet. bez., pr. Juni⸗Juli 20,80 Rchmk. bez., pr. 
Juli⸗Auguſt 20,85 Rchmk. bez., pr. Auguſt⸗ September — Rchmk. bez., pr. 
eptember⸗Oetober 20,75 Achmk. bez. — Gekündigt 2500 Ctnr. Kundi⸗ 
gungspreis 20,20 Rchmk. — Delfaaten: Raps — Kchmk., Rübſen — Rchml. 
nach Qualität. Rüböl per 100 Kilogr. netto loco 54 Achmk. bez., mit 
gab — Kchmk. bez, pr. April — Rchmk. bez., pr. April⸗Mai 54,8—6—7 
chmk. bez., pr. Mai⸗Juni 55—54,7 Rchmk. bez., pr. Juni⸗Juli — Rchmk. 
bez., pr. Juli⸗Auguſt — Rchmk. ber pr. September⸗Ockober 58,8 —5 Rchmk. 
bez., pr. October⸗ November — Rchmk. bez., pr. November⸗December — 
Nahm. ben. — Gelündigt — Ctur. Kündigungspreis Rchmk. — Leinöl 
loco 60 Rchmk. bez. — Petroleum per 100 Kilo incl. Faß loco — Nchmk. 
bez., pr. März⸗April 26,20—50 Rchmk. bez., pr. April⸗Mai — Rchmk. bez., 
pr. Mai⸗Juni — Rchmk. bez, pr. Juni⸗Juli — Rchmk. bez., pr. Juli⸗Au⸗ 
guſt — Achmk. bez, pr. September⸗October 26,7027 Amt, bez. — Gelün⸗ 
digt — Barrels. Kündigungspreis — Rchmk 
S Bin a Bi Liter 1119 10 e 996 50 

pr. April — Rchmk. bez., pr. April⸗Mai 58,5 —3.—5 Rchmk. bez., pr. Mai⸗ 
Juni 58,2 59,7 58,2 Rchmk. bez., pr. Juni⸗Juli 88.1 56 Nehmt. be „ 


ab" 56,2 Nam. bez., „mit Faß 
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60,1 Rchmk. bez., pr. September⸗October — Rehm. — Gekündi Weizen, rd werten den 100 Ki 
30,000 Liter. Fündiaungspreis 58,40 Nchmk. er 1 gende Weiler 1880 vis 48 1900 Mart, ber Bao 1 


5 7 rk, feinſte Sorte über Notiz bezahlt. u 
Berliner Börse vom 14, April 1875. „Roggen, feine Dralle je eu, vr. 100 Kilogr. 14-15 biß 


— rk, feinſte Sorte über bezahl 5 
. * „solle Schaum -Abtien, 5 9 7 es behauptet, per 100 Kilogr. 13 — 14,50 Mark, weiße 1480 
8 2 M. 3½ 124,48 ba A & — . 2 4 . 
wssburg. 100 Fl 2 f. 4% Berg Märkische | 87 | — | 28 d. „Bafen | peeiähalienb,. yer 100: Milogr. 14,40 15,10: biß: 16,80 Mark, 
Frankfa 100 Tü. 2m. 1 — — Berin-Anhalt. 70 13 806 11675 528 fein — über Notiz. 00 Kilog l 
Leipzig r., L T. 4½ — — % Dresden... 3 ais angeboten, per 1 ilogr. 13,50 — 14 Mark. 
3 M. 3½ 20,43, d. B .. — 7 7 N 
Paris 100 Fran 3 . 4% %% |Borlin-Hamburg..]10 > fiat 4 18350 „] Erben gut verkäuflich, per 100 Kilogr. 17.—18.—20,50 Mark. 
Beteroburs100SR. 21 0 280 92 b. Berl. Butt rd 5 iR: — de Bohnen ſchwach De per 100 Kilogr. 21—2175—.22,50 Mark. 
Wien 100 Fl. . 8 T. 4183.75 bs Berſin Stettin 10% _ 01a 186,60 ba Lupinen gute Kaufluſt, pr. 100 Kilogr. gelbe 15—16,20 Mark, blaue 
do. 40. 2M 4% 184.60 bz Böhm. Westbahn. 5° | 6 88,40 b |15—16 Mark. 1 
Breslau-Freib. . - 2 84,50 bad par) sense gcraah, nr 100 Kilogr. 19—20—22 Mark. 
2 ; 3 — er elſaaten ohne Angebot. 
. . mental - 
at- Aal, ge — — Cuxhav, Eisenb. |6 8 2 — Per 100 Kilogramm netto in Mark und Pf. 
do. sonsolid. 44, 108,40 ba Dux-BodenbachB| 0 0 25 bug Schlag⸗Leinſaat . 26 25 24 75 22 50 
a6: 4% ige. 4 98,40 ba Gal. Carl-Ludw.-B.] 8,67 — 106,25 107 bz Winterraps 4 35 50 24 50 23 40 
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Breslau, 15. April, 9% Uhr Vorm. Der e am 


beutigen Markte war von keiner Bedeutung, bei ſchwachem Angebot und erantwortlicher Nedacteur: Dr. Stein. 


pr. Juli⸗Auguſt 59,7—5—6 Rchmk. bez., pr. Auguſt- September 60,1 59,90 unveränderten Preiſen. f Druck von Graß, Barth u. Comp. (W. Friedrich) in Breslau. 


